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Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
4. Sitzung des Reichstages (3. Nodember). 

12 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, v. Bülow, Leon⸗ 
barbt, d. Kameke, v. Stoſch, v. Amsberg u. A. 

Abg. v. Könneritz zeigt an, daß in Folge ſeiner Ernennung * 
Königlich Sächſiſchen Finanz⸗Miniſter ſein Reichstagsmandat erloschen iſt 
Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Wahl des zweiten Viceprä⸗ 

1 abgegeben, von denen unbe⸗ 
enda lauten 156, auf Abg. 


Nr. 518. 


ſchrieben find. Auf den Namen des Abg. v. 
Hänel 2, auf Abg. Berger 1 Stimme. 1 1 
Abg. v. Benda erklärt: Herr Präsident, ich halte mich mit Rückicht auf 
unſere Geſchaftslage für verpflichtet, die Wahl anzunehmen. Dem Hauſe 

age ich meinen Dank. . 
Auf Antrag des bg Irhru. v. Nordeck zur Rabenau werden die 
Schriftführer der vorigen Seſſion, die Abgg. Bernards, Herz, Graf v. 
Kleiſt, Frhr. v. Soden, Thilo, v. Vahl, Dr. Weigel und Wölfel 
durch Acclamation wiedergewählt. 5 

Das Haus iſt ſomit conſtituirt und wird demnächſt von der erfolgten 
Conftituirung Sr. Majeſtät dem Kaiſer Mittheilung gemacht werden. 
tät di 

amer (Frauſtadt). 8 

Seit dem Schluß der letzten Seſſion find folgende Mitglieder verſtorben: 
Dr. Tellkampf, Gratza, en und Ziegler. Das Haus ehrt das 
Andenken derſelben in der üblichen Weiſe. 5 8 

Vom Reichskanzler ſind drei Schreiben, betreffend die Ermächtigung zur 
ſtrafrechtlichen Verfolgung wegen Beleidigung des Reichstages eingegangen; 
dieſelben werden der zu wählenden Geſchäftsordnungscommiſſion überwieſen 
werden. 8 

Auf Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus zunächſt folgende 
Commiſſionen zu wählen: Geſchäftsordnungscommiſſion von 14, Petitions⸗ 
commiſſton von 28, Budgeihein mien von 21, Rechnungs: und Wahlprü⸗ 
fungscommiſſion von je 7 Mitgliedern. X: ö » 
As Präſident v. Forckenbeck. Es liegen die Commiſſionsberichte über die 
Wich gde vor; das Haus wäre auf Grund des Geſetzes vom Januar 

876 in der Lage, ohne Weiteres in die Berathung der Juſtizgeſetze einzu⸗ 
treten. Mit Rückſicht aber darauf, daß ſich die Nothwendigkeit herausſtellen 
wird, einzelne Theile dieſer Geſetze wiederum an eine Commiſſion zu ver⸗ 
ie ſchlage ich vor, bereits jetzt die Wahl einer Juſtizcommiſſion zu be⸗ 

ließen. 

9 Abg. Miquel unterſtützt dieſen Vorſchlag, da bei der Specialberathung 
leicht Anträge angenommen werden könnten, welche in den Zuſammenhang 
der Geſetze nicht paſſen, wodurch Incongruenzen entſtebhen würden. Es wird 
wohl allgemein im Hauſe der Wunſch beſtehen, daß die Erklärungen des 
Bundesrathes nicht von Paragraph zu Paragraph gegeben werden, ſondern, 
daß eine überſichtliche Zuſammenſtellung ſämmtlicher Beſchlüſſe des Bundes: 
rathes vorgelegt werde. Geſchieht das nicht, ſo wird nicht nur die Be⸗ 
rathung erſchwert, ſondern das Zuſtandekommen der Juſtizgeſetze in dieſer 
Seſſion geradezu gefährdet. 1 12 

Abg. Win dthorſt (Meppen) iſt der Anſicht, daß alle juriſtiſch⸗techniſchen 
Fragen derſelben Juſtizcommiſſion überwieſen werden, die bisher mit der 
Materie betraut geweſen iſt und deren Mitglieder das Haus unzweifelhaft 
wieder wählen wird. Es giebt aber eine Reihe von Fragen, die nicht tech⸗ 
niſcher Natur ſind, bei denen es wohl angezeigt ſein wird, einiges neue Blut 
der Commiſſion zuzuführen und andere Elemente in dieſelbe zu ſenden. 
Denn dieſe Herren ſind durch die Bundesregierungen bereits ſo gedrängt 
worden, daß es ſehr nothwendig iſt, daß andere noch nicht ſo gedrängte 
Kräfte ihnen zu Hilfe kommen. (Heiterkeit.) Für dieſe Fragen wird es ji 
vielleicht empfehlen, beſondere Commiſſionen einzuſetzen. 

Abg. Miquel möchte für dieſe Fragen, die mehr politiſcher Natur ſind, 
lieber die nel im Plenum empfehlen. 2 ER 

Abg. Dr. Hänel hält es für nothwendig, daß man eine poſitive Aus: 
kunft darüber erhalte, ob von den verbündeten Regierungen eine ſolche Ge: 
ſammtüberſicht ihrer Bedenken gegen die Beſchlüſſe der Juſtizcommiſſion zu 
erwarten ſei, oder ob man erſt don Paragraph zu Paragraph die abweichen⸗ 
den Anſichteu dem Hauſe vorlegen wolle. 42 

Präſident v. Forckenbeck glaubt nach den eben gefallenen Bemerkungen 
conſtatiren zu dürfen, daß von allen Seiten des Hauſes der Wunſch kund⸗ 
gegeben ſei, eine derartige Geſammtüberſicht zu Ar 

Bundesbevollmächtigter Dr. Leonhardt: Ich bin in der Lage, Namens 
der verbündeten Regierungen die Bereitwilligkeit derſelben zu erklären, die⸗ 
ſem Wunſche nachzukommen. Es wird Ihnen alſo, und zwar in ſehr kurzer 
Zeit, eine Geſammtüberſicht der betreffenden Bedenken, geſondert nach den 
einzelnen Geſetzentwürfen, zugehen. An einer Ueberſicht der Bedenken, 
welthe nicht mehr geltend gemacht werden, früher aber geltend gemacht wor⸗ 
den find, wird dem Haufe nichts gelegen fein; denn dieſe Bedenken find todt 
und kommen wieder erſt zum Leben, wenn ſie, ſei es von den verbündeten 
Regierungen, ſei es vom Hanſe ſelbſt, aufgenommen werden. Ich muß hier⸗ 
bei bemerken, daß die verbündeten Regierungen einige 70 Bedenken haben 
fallen laſſen und daß ſie in verſchiedenen Punkten ihre Bedenken jetzt in 
einer modificirten Faſſung vorbringen, welche geeignet iſt, eine Vermittelung 

erbeizuführen. Die verbündeten Regierungen werden ſich der Hoffnung 

ingeben dürfen, daß fie in dieſem Falle ein Entgegenkommen finden wer⸗ 
den oder doch wenigſtens den Wunſch, durch Verminderung der Differenzen 
Ibrerſeits dazu beizutragen, die große Aufgabe, die Ihnen obliegt, zu erle⸗ 
digen. Ich 5 —5 mir jedoch zwei allgemeine Bemerkungen, denen Sie, wie 
ich gl iderſpruch nicht — — werden. 
as Verfahren, das inne gehalten werden ſoll, iſt ein ganz anomales 
und für die parlamentariſche Action der Bundesregierungen kein günſtiges: 
allein gegenüber einer fo großen und umfaljenden Aufgabe, wie fie 99 75 
geſtellt worden iſt und ſchwerlich je einer parlamentariſchen Verſammlung 
wieder geſtellt werden wird, wollen die verbündeten Regierungen KR 
dieſes anomale . inſofern dadurch eine re der Geſchäfts⸗ 

ebanslumg herbeigeführt wird, Einſpruch nicht erheben; aber als einen 
budcedenzfall müſſen ſie dies Verfahren ablehnen. Sodann müſſen die ver⸗ 

ündeten Regierungen ſowohl für ihre Geſammtheit als für die Einzelre⸗ 
der ungen ſich das Recht wahren, zu jur Zeit gegen ſpecielle Punkte in 
= „seiten und dritten Leſung Bedenken geltend zu machen, mögen dieſe 
daß U oder ſchon früher geltend gemacht ſein. Schließlich bemerke ich, 
sä mmtlicderbündeten Regierungen in der angenehmen Lage ſind, ſich mit 

8 en Anträgen einverſtanden zu erklären, welche die zur Prüfung der 
Co 15 1 Erbnung niedergeſetzte Juſtizcommiſſion gefaßt hat. Es würde 
ai 8 onen der verbündeten Regierungen gegen eine etwa beliebte en 
boben > erden ung über dieſes letztgenannte Geſetz Wiederſpruch nicht er⸗ 

Das 7 Nimmt den Antrag des Abg. Schröder (Lippftadt), die gegen 
den Abg. 1 ſchwebenden gerichtlichen Unterſuchungen für die Dauer 
der Seſſion au oben. ohne Debatte an. 

Abg. Moſt begründet darauf ſeinen Antrag, mehrere gegen den Abg. 
Liebknecht anhängige Strafverfahren während der Dauer der Seſſion auf 
zuheben, und ns dabei das Verfahren der preußiſchen Gerichte und ein: 
zelner Stgatsanwalte gegen Mitglieder der ſocialdemokratiſchen Partei. 

Abg. Lasker empfiehlt dem auſe die Annahme des Antrages, verwahrt 
ſich jedoch dagegen, daß er dadurch der Begründung des Antragftellers ſeine 
Zuſtimmung gebe. 

Das Haus nimmt den Antrag an. 

Ohne Debatte wird in erſter und 
— ertrag zwiſchen dem Deutfi 
nehmigt. 

Es folgt die erfte Berathung des Reichsbaushalts⸗Etats für das 
Vierteljahr vom 1. Januar bis 31. März 287805 b \ 

Abgeordneter Richter Ga Bei der Lectüre des Etats drängt ſich 
eine allgemeine Bemerkung auf. Sie erinnern ſich, daß der Etat pro 1876 
auf anderen Grundlagen festgestellt wurde, als er von der 


weiter Berathung der Ausliefe⸗ 
en Reiche und Luxemburg ge⸗ 


Regierung ur⸗ 
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Siebeuundfüufzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


zende Rechtfertigung der vom Reichstage im Gegenſatz zu der Regierung 
damals eingeſchlagenen eee und es iſt jetzt dargethan, daß, wenn 
der Reichstag in den Jahren 1875 und 1876 bei der Etgtberathung den 
Anforderungen der u en: und den Anſichten der conſervativen Partei 
entſprochen hätte, im Ganzen 45 Millionen Mark Matricularbeiträge und 
neue Steuern mehr abverlangt worden wären, als nöthig ſind, um die Be⸗ 
dürfniſſe des Reiches zu beſtreiten. Die inzwiſchen abgelaufene Zeit zeigt 
ſogar, daß der Reichstag auch unſere noch weitergehenden Beſchlüſſe unbe⸗ 
denklich hätte annehmen können, ohne die Reichsſinanzen zu ſchädigen. Von 
den ſchwarzen Befürchtungen, die damals Herr von Minnigerode ausſprach, 
iſt keine einzige eingetroffen. Man hat den knappen Betrag an Zinſen, die 
wir für wende und Anleihen ausgeſetzt haben, nicht einmal auf⸗ 
gebraucht; man hat vo . Geld genug gehabt, um ohne Inanſpruch⸗ 
nahme des öffentlichen Credits 1 0 zu werden. Was das damals von 
uns gekürzte Extraordinarium der Marine betrifft, jo zeigt der Etat ferner, 
daß die bewilligte Su mme nicht allein vollſtändig ausgereicht, ſondern daß 
fie ſogar noch genügt bat für das folgende Quartal 1877. Die Regierung 
derjichtel deshalb auf jede neue extraordinäre Bewilligung in dieſem Quar⸗ 
tal, ja ſogar für die Bewilligung im Or dinarium für Erſagbauten, weil die 
damals bewilligte Summe auch auf dieſen Zweck für das erſte Quartal aus⸗ 
reicht, abgeſehen von der 1,000,000 Mark, die ſie neu verlangt. 


kularbeiträge, wie ſie im früheren Etat von uns gefordert wurde, gan und 
gar nicht nöthig geweſen iſt. Die Regierung verzichtet auf eine Erhöhung 
der Matrikularbeitrage für 3 Quartal und will den Unterſchied zwiſchen 
Einnahme und Ausgabe durch eine weiſung auf die Ueberſchüſſe des 
Jahres 1875, die ſich inzwiſchen in einer Höhe ergeben haben, die damals 
bon uns vorausgeſehen war, decken. Die Regierung verweiſt 11% Millio⸗ 
nen Mark aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1875 in die Einnahmen dieſes 
Quartals. Dadurch würde der Ueberſchuß des Jahres 1875 nahezu aufge⸗ 
braucht, was wir in Rückſicht auf die nöthige Vorſorge für den künftigen 
Etat nicht für gerechtfertigt halten können. Dieſer Etat zeigt ferner, daß die 
Einnahmen des erſten Quartals des Kalenderjahres noch geringer ſind als 
die Ausgaben. Es hängt das weſentlich damit zuſammen, daß im erſten 
Quartal fo gut wie gar keine Rübenſtener einkommt, weil darin nur Dies 
jenige Rübenſteuer fällig wird, die im letzten Quartal vor der neuen Ernte 
eingeſchrieben worden iſt. Der Unterſchied, welcher dadurch entſteht, daß die 
aa im erſten Quartal ſich nochmals vermindern, wird nun durch 
die Ueberſchüſſe des Vorjahres auszugleichen geſucht. Fände keine Verlegung 
des Etatsjahres ſtatt, ſo würde dieſes Kaſſendeficit aus dem Betriebsfonds 
gedeckt werden. Die folgenden Quartale führen demſelben ja das wieder 
zu, was im erſten Quartal wegen verhältnißmäßig geringerer Einnahmen 
zugeſchoſſen werden muß. durch, daß das ungünſtige erſte Quartal des 
Kalenderjahres an den Schluß des Etatsjahres gestellt wird, wird das Be⸗ 
dürfniß nach einem Betriebsfonds überhaupt vermindert, und es iſt deshalb 

exechtfertigt, denſelben zu vermindern. — Das Kaſſendeficit tritt hauptſäch⸗ 
lich bei der . hervor; aver das Minimum, welches von dieſer 
Steuer in den fünf Quartalen vom 1. Januar 1876 bis 1. April 1877 ein⸗ 
kommen wird, bleibt um mehrere Millionen binter dem zurück, was im Etat 
für 1876 und in dieſem Etat angeſetzt iſt. Und da ſcheint es mir unrichtig, 
anſtatt auf die Rübenſteuer, auf den Ueberſchuß des Vorjahres zu verweilen. 
Wenn wir es geſtatten, daß in dieſer Weiſe auf bereits feſtſtehende Ueber⸗ 
ſchüſſe zurückgegriffen werde, fo erſchweren wir dem Reichstage für die nächſte 
Etatsberathung die Poſition, wenn die Regierung wieder mit der Zumuthung 
kommen ſollte, mehr Matrikularbeiträge, mehr Steuern dem Volke abzuneh⸗ 
men, als an und 2 ſich das Bedürfniß erfordert. Denn wir ſind der Mei⸗ 
nung, daß in dieſen ſchlechten Zeiten auch bei dem nächſten Etat nicht da⸗ 
von die Rede fein kann, die Steuerlkaſt zu erhöhen. Aus dieſem Grunde 
ſchlagen wir Ihnen vor, die Einnahme⸗Capitel 1 und 16—20 der Budget⸗ 
Commiſſion zur Vorprüfung zu überweiſen. 

Präſident des Reichskanzleramts Hofmann: Gegen den letzten Antrag 
des Herrn Vorredners habe ich nichts zu erinnern; es kann ja den verbün⸗ 
deten Regierungen nur erwünſcht ſeiu, wenn die angeregten Bedenken durch 
eine Commiſſion ſorgfältig eprüft werden. An die Frage einer ander⸗ 
weitigen Regulirung der katricularbeiträge ſind die verbündeten Regie⸗ 
rungen herangetreten, glaubten jedoch für dieſes Quartal davon Abſtand 
nehmen zu müſſen, weil ſie es nicht für opportun hielten, daß bei Gelegen⸗ 
heit eines derartigen Uebergangsſtadiums eine jo wichtige principielle Frage 
erledigt würde. Im Uebrigen möchte ich mir, wie es bisher bei der Vor⸗ 
legung des Etats üblich geweſen iſt, erlauben, Ihnen bei dieſer Gelegenheit 
eine Ueberſicht der Finanzlage des laufenden Jahres zu geben. Ich ſchicke 
dabei voraus, daß die Zahlen naturgemäß nicht völlig ſicher ſein können, 
aber ſofern ſich Berechnungen und Muthmaßungen auſſtellen ftellen, die ſich 
an thatſächliche Verhältniſſe anlehnen, wird das laufende Jahr mit einem 
Ueberſchuß von etwa 8 Millionen Mark abſchließen. Die einzelnen Grund⸗ 
lagen, auf denen dieſe Vermuthungen baſtren, ſind folgende: An Mehr: 
ausgaben liegen zunächſt größere Bolten vor beim Militäretat in Folge der 
hohen Naturalpreiſe und zwar eine Summe von 6 Millionen Mark. Hier: 
von gehen einzelne Erſparniſſe ab, ſo daß eine Mehrausgabe von 5,682,000 M. 
bleibt. Nächſtdem ſind Mehrausgaben erwachſen für das Reichskanzleramt 
gegenüber der im Etat vorgeſehenen Summe und zwar durch den Neubau 
der Verſuchsſtation zur Prüfung der Raffinationswerthe von Zucker und 
andern Rohmaterialien zu Charlottenburg, ſowie die Nothwendigkeit einiger 
Umbauten innerhalb des Reichskanzleramts zuſammen 200,000 Mrk. Ferner 
find hier vorläufig die Mehrkoſten für die Vefeſtigung der Inſel Wangeroge 
zum Schutz der Küſte in Höhe von 544,000 M. eingeſtellt. 

Der Etat des Reichstages erfordert einestheils wegen der doppelten 
Seſſion, andererſeits wegen der Conſtituirung der Juſtiz⸗Commiſſion 
gegenüber dem Anſchlag ein Mehr von etwa 200,000 Mark. Rechnet 
man zu dieſen Mehrausgaben noch die Mindereinnahmen, welche ſich 
vorausſichtlich bei der 5 und Telegraphenverwaltung auf 2% Millio⸗ 
nen, bei der Wechſelſtempelſteuer auf 500,000 Mk. herausstellen werden, jo 
ergiebt ſich gegenüber dem Etatsanſchlag ein Minderbetrag von ungefähr 
9% Millionen. Dieſen Mehrbedürfniſſen und Mindererträgen gegenüber 
erſcheinen nun theilweiſe Erſparniſſe bei einzelnen Etats theils Mehrbeträge 
bei den W des Reiches. An Erſparniſſen ſind in Ausſicht genom⸗ 
men bei der Marineverwaltung in ordentlichen Ausgaben 800,000 Mk., an 
außerordentlichen 200,000 Mk.; und an Zinſen der Reichsſchuld 2%½ Millio⸗ 
nen, fo daß die Erfparnifje im Ganzen ſich auf 3,580,000 Mk. belaufen. 

n Mehreinnahmen treten auf beim Reichsfeſtungs⸗ und Reichseiſen⸗ 
bahnbaufonds 1,130,000 Mk., bei den Zöllen und Steuern für die 3 ver⸗ 
loſſenen Quartale 11/000,000 Mk., für das vierte vorausſichtlich eiwa zwei 

illionen, jo daß alſo der wirkliche Ueberſchuß an Einnahmen ſich auf etwa 
14,130,000 Mk. beläuft. Zuſammen mit den obigen Erſparniſſen ergiebt 
ſich alſo als Ueberſchuß die Summe von 17,710,000 Mk. Zieht man hiervon 
die Summe der Mehrausgaben und Mindereinnahmen in Höhe von 9% 
Millionen ab, fo bleibt ein Ueberſchuß von circa 8 Millionen. Vom Jahre 
1875 ſteht nun noch ein Ueberſchuß von 14 Millionen zur Verfügung, jo 
daß für 1877 22 Millionen zur Verwendung vorhanden ſind. Angeſichts 
dieſer Sachlage bemerke ich dem Abg. Richter, daß es durchaus gleichgiltig 
iſt, ob wir die Ausgaben des nächſten Quartals aus den Ueberſchüſſen von 
1875 oder 1876 decken. Was die einzelnen Verwaltungszweige anbetrifft, 
fo gehört deren Behandlung in die Spectaldebatte, ich enthalte mich deshalb, 
hierauf näher einzugehen und kann in dieſer Beziehung nur auf die Denk⸗ 
ſchrift zum Etat verweiſen. \ 8 

Abg. Windthorſt: Ich habe mit Befriedigung vernommen, daß unſere 
Reichsfinanzen einer noch günſtigeren Lage entgegen gehen, muß aber die 
Gelegenheit, welche mir die erſte Berathung des Etats bietet, benutzen, um 
einige Beſchwerden vorzutragen. Erſtens führe ich Klage darüber, daß der 
Reichstag erſt ſo lurze Zeit vor dem Tage der Eröffnung einberufen worden 
iſt, und daß man zur Eröffnung den 30. October gewählt hat, obwohl die 
verbündeten Regierungen wiſſen mußten, daß zwei hohe Feiertage es einem 
graben Theile der wa des Hauſes unmoͤglich machten, in den nächſten 

gen an öffentlichen Verhandlungen fi zu betheiligen. Die officidſen 


Blätter haben meine Fractionsgenoſſen und ſpeciell mich angegriffen, weil 


wir an dieſen Feiertagen hier nicht erſchienen ſind; ich erwidete: ich hielt 


* 


8 ray 


Dieſer Unartalsetat zeigt ferner, daß es eine ſolche Erhöhung der Matri⸗ 
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Expedition. Herrenſtraße Nr. 29. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Auſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


˖ 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabenb, den 4. Novenber 1876, 


Theil zu nehmen. Ferner bedauere ich, daß in einem Zeitpunkte, in welchem 
überaus wichtige 2 5 Erörterung ſtehen, der Herr Reichskanzler ni 
perſönlich anweſend iſt. | a 


es für meine Pflicht, an ſolchen Tagen an öffentlichen Berathungen nicht f 


ch gönne ihm jede Erholung; aber in einem fo 
wichtigen Augenblicke iſt es kein unbilliger Wunſch, aus ſeinem Munde ſelbſt 
Erklärungen über die in Ausſicht ger ven Reorganiſation des — 2 
kanzleramts zu hören. Ich erkläre ſchon jetzt, daß ich die Forderungen 

die Erweiterung des Reichsjuſtizamts nicht bewilligen werde, weil ich für 
eine ſolche Erweiterung keinen Grund finde. Auch halte ich es nicht für 
nöthig, eine neue Abtheilung für die Verwaltung von Elſaß⸗Lothringen zu 
bilden. Es involvirt dieſe Maßnahme einen präjudiciellen Schritt für die 
ſtaatsrechtliche Stellung von Elſaß⸗Lothringen überhaupt. Es heißt: man 
hat einen Unterſtaatsſecretär ernannt mit erweiterter Competenz, aber es 
wird nicht geſagt, worin dieſe Competenzerweiterung beſteht. Will man 
etwa Geſchäfte und Gegenſtände, welche in Elſaß⸗Lothringen ſelbſt erledigt 
werden ſollen, nach preußiſcher Manier centraliſtiſch nach Berlin verlegen? 
Beſſer wäre es, gerade in ent egengejester erg! zu handeln. Die 
regel hat denn auch in Elsaß. othringen große Aufregung hervo en 
und zwar bei allen Parteien; ja, nach verſchiedenen Zeiſungsnachrichten ſoll 
ſie der Ober⸗Präſident dort ſelbſt nicht gebilligt haben. { 

Die Richtigkeit dieſer Nachrichten vorausgeſetzt, kann ich dem Herrn Ober: 
präſidenten für ſein Vorgehen nur meine große Anerkennung ausſprechen. 
(Unruhe.) Nach den Vorgängen bei der geſtern hier vorgenommenen Wahl 
erſcheint es freilich mißlich, hier Beſchwerden vorzutragen, denn die parla⸗ 
mentariſche Atmoſphäre riecht etwas ſtark nach Knobloch. (Große Unruhe 
und Heiterkeit. Der Präſident v. Forckenbeck rügt den zuletzt gebrauchten 
Ausdruck als einen unparlamentariſchen.) Der Reichskanzler iſt der einzige 
verantwortliche Träger der auswärtigen Politik und es wäre daher ſeine 
Anweſenheit um fo mehr erwunſcht, als die Thronrede die nöthigen Auf⸗ 
ſchlüſſe über die Stellung Deutſchlands zu der orientaliſchen Frage nicht ge⸗ 
geben hat. Der Reichskanzler hat früher einmal geäußert, der Orient wäre 
ſo weit entfernt, daß die Intereſſen Deutſchlands von den dortigen Vor⸗ 
gängen nicht berührt werden. Die Intereſſen, die wir dort haben, ſcheinen 
ihm alſo ſehr fernliegend zu ſein. Gewiß ſind ſie fernliegend vom Stand⸗ 
punkte der Spree (Heiterkeit), aber nicht vom Standpunkte der Donau und 
in der orientaliſchen Frage ſind die Intereſſen Oeſterreichs auch die unſrigen. 
Dies möchte ich insbeſondere den Nationalliberalen zu bedenken geben, die 
ja ſo viel für die Cultur tbun. Die deutſche Cultur und die ä 
ſollen nach dem Oriente getragen werden und daher haben wir ein ſehr 
ſtarkes Intereſſe, Oeſterreich, wenn es bedrängt iſt, beizuſtehen. Ich gehe 
darauf u weiter ein, denn der einzige Mund, der uns belehren könnte, 
iſt ja geſchloſſen. Die Frage, ob beſandere Reichsminiſterien einzurichten 
ſeien, iſt abſtract nicht au beantworten. Wir ſtehen hier überhaupt vor 
einem Problem, deſſen Löſung wahrſcheinlich nicht gefunden werden wird, 
ſo lange der Reichskanzler bei der Anſicht bleibt, daß nur er allein die Macht 
in Händen hat und allein verantwortlich iſt. Ein feſtes Reichsminiſterium 
iſt ſehr wünſchenswerth; es iſt dann aber auch die weitere Ausbildung der 
parlamentariſchen Vertretung, insbeſondere ein Staatenhaus, nöthig (Wider⸗ 
ſpruch), um nicht die Einzelſtaaten aus dem Buche der Lebendigen auszu⸗ 
ſtreichen und in einen Urbrei zuſammenzurühren, wohin die jetzige Tendenz 
gerichtet iſt. Die Wähler werden 1 5 thun, bei den nächſten Wahlen die 
Abgeordneten zu fragen, ob fie wirklich die Abſicht haben, die Einzelſtaaten 
in dem Staate Preußen aufgehen zu laſſen, oder ob ſie bereit ſind, in das 
Centrum zu gehen (Heiterkeit) und von dieſem Standpunkte aus dieſe Uni⸗ 
fication zu bekämpfen, denn dieſe Aufgabe hat ſich das Centrum geſtellt. 
Namentlich werden ſich die Wähler bei ihren Abgeordneten nach ibrer Stel⸗ 
lung zu der Reichs⸗Eiſenbahnfrage erkundigen müſſen. Alle dieſe höchſt 
— — Dinge hängen mit der Organiſation des Reichskanzleramts zu⸗ 
ammen. 

Präſident Hofmann: Der Vorredner hat ſich darüber beſchwert, daß die 
Zeit zwiſchen Einberufung und Zuſammentritt des Reichstages zu kurz de⸗ 
meſſen, und daß ein unzweckmäßiger Tag gewählt worden ſei. Er hat fer⸗ 
ner bedauert, daß der Reichskanzler nicht perſönlich den Berathungen bei⸗ 
wohne, weil es ſich im Etat des Reichskanzleramtes um wichtige Verfaſſungs⸗ 
Aenderungen handele, und weil ſich die Thronrede über die Abſichten der 
Regierung hinſichtlich der orientaliſchen Frage nicht klar genug ausgeſprochen 
babe. Er hat ſich auch mit der Frage eines Staatenbauſes beſchäftigt, das 
die Einzelſtaaten gegen eentraliſtiſche Tendenzen ſchützen ſolle, und ihnen 
empfohlen, in das Centrum einzutreten; er hat ferner noch manche Fragen 
berührt, welche bei der Ss erg näheren Erörterung kommen 
werden. Der Reichstag iſt nun meiner Meinung nach früh genug berufen 
worden; denn die kaiſerliche Verordnung iſt am 18. October, alſo 12 Tage 
vor dem Zuſammentritt, publicirt worden, derſelbe Zeitraum iſt im vorigen 
Jahre innegehalten worden. Die Verordnung konnte nicht früher publicirt 
werden, weil man auf den Tag der preußiſchen Landtagswahlen Rückſicht 
nehmen mußte. Wenn er ſich darüber beſchwert, daß ein katholiſcher Feier⸗ 
tag ſobald auf die Einberufung folgte, ſo muß ich doch darauf aufmerkſam 
machen, daß die Zeit, die dem Reichstage gelaſſen, ſchon ſo knapp bemeſſen 
iſt, daß eine noch ſpätere Einberufung wohl nicht angängig war. Es war 
ja auch wohl ganz erwünſcht, wenn die Abgeordneten zum Studiren der 

dorlagen einen ſitzungsfreien Tag hatten, jedenfalls darf man darin keine 
Rückſichtsloſigkeit gegen die katholiſchen Mitglieder ſehen. Der Vorredner 
hat dann die Abweſenheit des Reichskanzlers bedauert, ich bin feſt über⸗ 
zeugt, daß der Reichskanzler dies Bedauern vollſtändig theilt. Ich hoffe 
aber, daß er im Laufe der Berathungen noch Gelegenheit haben wird, bier 


zu erſcheinen und namentlich über die auswärtige Politik hier ſeine Mei⸗ F 


nung zu jagen. 10 

Es iſt allerdings richtig, daß es ſich bei den Aenderungen im Reichs⸗ 
kanzleramt um wichtige Dinge handelt; aber es handelt ſich dabei nicht um 
ein ſtarkes Stück Verfaſſung, es handelt ſich nur um die Abgrenzung der 
Competenzen lediglich innerhalb des jetzigen Wirkungskreiſes des Reichs⸗ 
kanzleramtes. Eine Competenz⸗Erweiterunng iſt nicht in Ausſicht ges 
nommen, wie der Vorredner glaubt. Ich wußte gar nicht, daß dieſes Wort 


in der Denkſchrift vorkam und habe ſie daraufhin nochmals dur ei ‚A 
elle 


da finde ich denn allerdings folgende Stelle: „Die Umwandelung der 
des Directors der bisherigen Abtheilung des Reichskanzler⸗Amtes für Elſaß⸗ 
Lothringen in die eines Unterſtaats⸗Secretärs mit entſprechend bes, 
meſſener Competenz u. ſ. w.“ — es handelt ſich doch hier aber nur 


um die Gehaltscompetenz deſſelben. (Heiterkeit.) Das Bech alh ſtellt ſich 5 


nunmehr folgendermaßen: früher erſtattete der Director dieſer Abtheilung 


nicht direct dem Reichskanzler, ſondern dem Präſidenten des E Bu 
483 


Amtes Vortrag; jetzt ſoll er dem Reichskanzler direct unterſtellt ſein. De 
entſpricht nur dem, was die Reichslande ſelbſt wünſchen können, und ich 


7 8 7 nicht, wie Unzufriedenheit im Lande entſtehen konnte, wenn die Ber 
bö 


völkerung nicht abſichtlich irre geführt wurde. (Sehr richtig.) Die Reichs⸗ 
lande fürchteten nur, daß eine neue Behörde zwiſchen ihnen und der 


es wird ja eine Stilheninftond, da3,Reihslanzler-Amt, weggeräumt. Cben⸗ 
ſowenig handelt es ſich im Re i 

petenz. Sollte die centraliſtiſche Tendenz nicht blos den Nationalliberalen, 
ſondern auch der n imputirt werden, jo muß ich dem entſchie⸗ 
den widerſprechen. Es beſteht bei der ng nicht das Beſtreben, die 
Einzelſtaaten aus dem Reiche der Lebenden zu ſt 

kungen des 
großen Beſorgniſſe erwecken. 


reichen, und die Bemer⸗ 


Abg. Rickert: Mit dem Antrage des Abg. Richter, betreffend die Ver⸗ 9 
weiſung einzelner Capitel an die Budget⸗Commiſſion, bin ich einverſtanden. 


Derſelbe hat ferner ausgeführt, daß es nicht rathſam ſei, die Ueberſchüſſe 


von 1875 für das J. Quartal 1877 jo ſtark anzugreifen, wie es die Regie⸗ 


rung getban; er gab zwei Auswege an, entweder die Rübenzuckerſteuer zu 
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6. 
gierung eingeſchoben werden ſollte; das iſt ja nicht der Fall, im Gegentheil, pi 


eichsjuſtiz⸗Amt um eine Ausdehnung der Con“ 


Abg. Windthorſt werden, denke ich, bei denſelben keine allzu l 


as 
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erhöhen, die notoriſch eine höhere Einnahme in Ausſicht ſtellt, oder die ce | 


hoͤhten Betriebsfonds zur Ausgleichung des Defizits zu verwenden. 
den Ueberſchüſſen von 1876 war keine Rede. J 
ſtatiren, daß die von der 
in der That eine reale Politik war, und daß alle Befürchtungen, welche uns 
vorgehalten wurden, um die Zumuthungen zu begründen im Jahre 1875, 
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1 will hier nochmals can: 
jorität des Reichskages befolgte Finanzpolitik 
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zu erheben und mehr Steuern zu 
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8 Ei 
. des Bundesraths ſich ſofort eine Erörterung anſchließen wird, die bis 


e erbil \ los zu einem gewiſſen Grade den Charakter einer Generaldiscuſſion an: 
waren. Wenn man die im Etat vorgelegten Thatſachen betrachtet, wird e = 5 e ee 8 
man wohl dahin kommen, die Finanzpolitik ae ierungen für eine nehmen dürſte. Jedenfalls werden die nächſten Tage in die Verhand⸗ 
u ideelle zu halten, die nur im Intereſſe der Zukunft getrieben wird. lungen ein großes Intereſſe bringen und über die grundſätzliche Stellung 
Wir haben wieder von einem Ueberſchuß von 8 Millionen Mark gebört, der parlamentariſchen Mehrheit näheren Aufichluß geben. — Während die 
und wenn wir boffen dürfen, daß es dem jetzigen Präſidenten des Reichs⸗] Juſtizgeſetze noch in der Schwebe bleiben, wird das Haus ſofort zur 
kanzleramtes ebenſo geht, wie feinem Vorgänger, der auch die Ueberſchüſſ Erledigung der Vorlagen über den Reichshaushaltsetat für das erſte 
immer um 1 1 Millionen zu niedrig tarirte, jo ſtehen wohl 10 bis 12 Viertel 1877 0 f Die B darüb ird 
Millionen Mark Ueberſchuß in Ausſicht; und das iſt keine gar fo geringe] Vierteljahr 1877 ſchreiten können. Die Beſchlußnahme darüber wir 
Sache. Es geht aus dieſem Vierteljahrsetat hervor, daß die Einnahmen hoffentlich keinen großen Zeitaufwand in Anſpruch nehmen, da ſich die 
im ſchnelleren Maße wachſen als die Ausgaben; wir ſeben alſo ganz guten Aufſtellung faſt ganz an den bisherigen Etat anlehnt. Möglicherweiſe 
Basel 2 pa Pie ern N ee eee. form, wird aber der neue Etat für das Reichskanzleramt, welcher auf die 
euerprojecte brauchen. et run ationellen euerreform, set 
deſenderd der Stempelſteuer, find wir gern bereit; einer Einführung den neue Organiſation Bezug hat, zu näheren Erläuterungen und zu einem 
neuen Steuern wird die Majorität nicht zuſtimmen. (Beifall.) Meinungsaustauſch Veranlaſſung geben. — Der bisher im landwirth⸗ 
Abg. Winterer (Elſaß) betont, daß die Neugeſtaltung des Reichskanzler⸗ ſchaftlichen Miniſterium als Hilfsarbeiter beſchäftigte Regierungsrath 
amtes ernſte Befürchtungen in den Reichslanden herborgerufen habe, weil Beyer iſt zum Geh. Regierungsrath und vortragenden Rath in dem⸗ 
man in derſelben den erſten Schritt zu erkennen glaube zur Errichtung eines ſelben Miniſterium ernannt worden. — Der Landrath v. Schlleck⸗ 


1 
WE Ministeriums für die Reichslande in Berlin und zur Verlegung der Landes⸗ 7 5 
Hl administration von Straßburg nach der Reichshauptſtadt. Gegen eine ſolche mann zu Querfurt iſt zum Oberregierungsrath und Dirigenten der 


Eventualität hatten ſich alle Intereſſenten einſtimmig, ſelbſt der ſonſt ſo] Abtheilung des Innern bei der Regierung zu Gumbinnen ernannt 


25% Millionen Matrikularbeiträge mehr 


1 1 8 7} Fer j 
Baffıigen. um eine Unterbilang Mar 187 Niemals bat die „National⸗Zeitung“ zu der Berlin⸗Dresdener 


Bahn irgendwelche Beziehungen gehabt. Die von dieſem Unternehmen 
ausgegangenen Inſerate ſind der „National⸗Zeitung“ bei der Emitti⸗ 
rung der Actien durch das Annoncen⸗Bureau bon Ir. Haußmann zu⸗ 
egangen, für die Veröffentlichung dieſer Anzeigen hat die „National⸗ 
itung“ den tarifmäßigen Inſertionspreis mit in Summa 236 Thlr. 
Sgr. 6 11 Auer I - 8 
ir erklären ferner, daß der „National⸗Zeitung“ niemals, weder 
von der Berlin⸗Dresdener Bahn noch von einer anderen Bahngeſell⸗ 
ſchaft irgend etwas anderes zugegangen iſt, als bei Inſertionsaufträgen 
die allgemein üblichen tarifmäßigen Fuſertlonsgebädren. 

In eine Polemik gegenüber den ſyſtematiſch 
richteten Angriffen gedenken wir, wie wir für di 
bemerken, nicht einzutreten. . 

Im Namen der „National⸗Zeitung.“ 
er Verlag der „National > Zeitung.“ 
Wort für Wort auch unſererſeits bei und ſind bereit die 
Richtigkeit derjelben event. eidlich zu erhärten. Wir über: 
laſſen Ihnen von dieſer Erklärung den Ihnen wünſchens⸗ 
werth erſcheinenden Gebrauch zu machen. 
Die Direction der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


gegen unſer Blatt ge⸗ 
e Leſer unſeres Blattes 


18 amts, wie es bisher war, ſteht. 


mäßige Landesausſchuß gewehr. In 

Abg. Lucius (Erfurt): Als meine Partei bei der Berathung des dies⸗ 
jährigen Etats bereit war, den vierten Theil der Einnahmen auch für das 
erſte Quartal des nächſten Jahres zu bewilligen, ſo hat ſich die Zweckmäßig⸗ 
keit einer ſolchen Maßregel in der gegenwärtigen Debatte klar gezeigt. Nicht 
nur haben die mit der Etatsaufſtellung betrauten Herren ſonſt dieſelbe 
Arbeit wie mit der Aufſtellung eines ganzen Jahresetats gehabt, ſondern 
wir werden allem Anſchein nach auch eine vollſtändige Etatsdebatte haben. 
9 — die Ausführungen des Abg. Richter 115 ich aber meine Partei ver⸗ 
wa 


ren, als wären wir auch bereit geweſen, höhere Ausgaben zu bewilligen. einfuhr aus Frankreich vorbehalten worden iſt, weil einzelne Commiſſare 


Die Ausſtellungen des Abg. Richter ſind doch rein calculatoriſcher Natur 
und wenn durch unſere damalige Bewilligung ein Ueberſchuß aus den 
Matricularbeiträgen entſtanden wäre, ſo würde dieſer Ueberſchuß doch auch 
wieder zur Beſchlußfaſſung des Hauſes gelangt ſein. Was dagegen die 
Bewilligung neuer Steuern betrifft, ſo ſtehen wir vollſtändig auf dem 
Standpunkte des Abg. Richter, daß wir nämlich ſolche ablehnen, ſobald wir 
nicht ihre unumgängliche Nothwendigkeit einſehen. Ich glaube daher, daß 
die Rede des Abg. Richter mehr an die Adreſſe der Waͤhler . war, als 
an die hier Anweſenden. Ich will nicht nahe auf die Ausführungen des 
Abg. Windthorſt über die auswärtige Politik eingehen, ich glaube aber, daß 
in der Thronrede die Situation genügend gekennzeichnet wird, daß nach der 
Meinurg des deutſchen Volkes die Leitung ſeiner auswärtigen Politik in 
bewährten Händen ruht und daß der Leiter unſerer auswärtigen Politik ſich 
u allerletzt Rath beim Abg. Windthorſt erholen wird. Den Bedenken des 
bgeordneten aus Elſaß gegenüber habe ich in der beabſichtigten Neu: 
eſtaltung des Reichskanzleramtes das Beſtreben erkannt, die Selbſtſtändig⸗ 
keit des Landes möglichſt zu wahren, wenngleich ich der Meinung bin, daß 
noch Jahrzehnte hindurch wir uns den Beſitz jenes Landes nicht durch Ver⸗ 
trauensbeweiſe und Erweckung von Sympathien ſichern können. 
Abg. Windthorſt (Meppen) bemerkte dem Präſidenten des Reichs⸗ 
kanzleramts gegenüber, daß er ſeine Erörterungen über die Stellung des 
Unterſtaatsſecretärs für Elſaß⸗Lothringen nicht auf das Wort „Competenz“ 
in der vom Präſidenten Hofmann citirten Denkſchrift, ſondern auf die fol 
genden Worte: durch die demſelben mit der größeren Selbſtſtändigkeit auf⸗ 
erlegte größere Verantwortlichkeit“ gegründet habe und daß darunter offenbar 
eine Verſtärkung des Einfluſſes verſtanden werden müſſe. Er wenigſtens 
glaube das und im Reichslande theile man ſeine Meinung, die er auch bei 
der Specialberathung en detail begründen werde. Die ſcharfe Bemerkung 
des Abgeordneten Lucius ſei ihm nur erklärlich, wenn derſelbe befürchte, 
er, der Redner wolle ſich in den intimen Rath des Reichskanzlers eindrän⸗ 
en. Er wolle keineswegs dem Abg. Lucius aus ſeiner einflußreichen Stel⸗ 
ung verdrängen, müſſe NR aber auch als Volksvertreter das Recht wahren, 
ſelbſt über die auswärtige Politik des Reichskanzlers ſeine 8 ſagen. 
Reichskanzleramtspräſident Hofmann: Nicht um dem Abg. Windthorſt 
Recht zu behalten, ſondern um die Befürchtungen in Elſaß⸗Lothringen zu 
erſtreuen, will ich den ſtreitigen Paſſus der Denkſchrift vorleſen. Derſelbe 
lautet: „Die Umwandlung der Stelle des Directors der bisherigen Abthei⸗ 
lung des Reichskanzleramts für Elſaß⸗Lothringen in die eines Unterſtaats⸗ 
ſecretärs mit entſprechend bemeſſener Competenz war durch die demſelben 
mit der größeren Selbſtſtändigkeit auferlegte größere Verantwortlichkeit ge⸗ 
boten.“ Mit der großeren Selbſtſtändigkeit iſt gemeint, daß jetzt nicht mehr 
wiſchen dem Director der Abtheilung für Elſaß⸗Lothringen und dem Reichs⸗ 
er eine Zwiſchenbehörde in Geſtalt des Präſidenten des Reichtkanzler⸗ 
Ich erkläre aber poſitiv, daß an eine Er⸗ 
weiterung der Befugniſſe der Landesregierung gegenüber in keiner Weiſe 
gedacht wird. 
N 12 Nordeck zur Rabenau tritt den Ausführungen des Abg. Windt⸗ 


1 A horſt namentlich in Betreff der Abweſenheit des Reichskanzlers entgegen, der 


Durch fein körperliches Unwohlſein hinreichend entſchuldigt werde. 5 
ö Abg. Richter (Hagen) findet durch die Rede des Abg. Lucius ſeine 
Vorwürfe beſtätigt, daß die conſervativen Parteien bereit geweſen ſeien, 
fünf Millionen mehr zu bewilligen und um ſo viel in Geſtalt von erhöhten 
Matricularbeiträgen das Volk mehr zu belaſten, als nöthig geweſen ſei. 
Anſtatt jene vom Abg. Rickert treffend verurtheilte Idealpolitik zu verthei⸗ 
digen, welche ſtets Fiasco gemacht habe, hätte der Abg. Lucius lieber ſchwei⸗ 
en ſollen. Die Wahlen ſtänden übrigens mehr unter dem Einfluſſe der Ver⸗ 
ndlungen dieſes Hauſes als unter den landräthlichen Wahlbeeinfluſſungen. 
Abg. Lucius (Erfurt) erklärt, daß er der Rathſchläge Richters über die 
weckmäßigkeit, zu reden und zu ſchweigen, nicht bedürfe. Nie ſei von ſeiner 
artei eine Finanzpolitik befürwortet worden, welche die Anhäufung von 
Ueberſchüſſen bezweckt. Er habe auch nur bezweifelt, ob der Reichskanzler 

auf den Rath des Abg. Windthorſt Belehrung ſchöpfen werde. - 
Abg. Windthorſt (Meppen) will ſeine Anſicht über die elſaß⸗lothrin⸗ 
giſchen Verhältniſſe in der Specialdebatte näher begründen. Es freue ihn, 
daß der Abg. Lucius den Willen des Reichskanzlers ſchon kenne, bevor noch 
die Worte des Redners an das Ohr deſſelben gedrungen ſeien. Eine ſolche 


worden. 

— Berlin, 3. Nov. [Die geſtrige Bundesrathsſitzung. 
— Die Lage der Fabrikarbeiter. — Die Pariſer Ausſtel⸗ 
lung. — Die Autonomie Elſaß⸗Lothringens. — Zur Ein⸗ 
führung der Juſtizgeſetze.] Aus der geſtrigen Bundesraths⸗ 
Sitzung iſt noch nachzutragen, daß ein Beſchlußverſuch hinſichtlich der 
mehrfach erwähnten Eingaben deutſcher Salinenbeſitzer wegen der Salz⸗ 


noch nicht hinlänglich informirt waren. Es ſteht indeſſen, wie man 
hört, zu erwarten, daß die Ausſchußanträge, welche gegen die Bewilli⸗ 
gung von Schutzmaßregeln gerichtet ſind, einfach angenommen werden 
möchten. — Die kürzlich erwähnten Ergebniſſe der Enquete über die 
Verhältniſſe der Gewerbe⸗ und Fabrikarbeiter, welche im Bundesrathe 
jetzt den Ausſchüſſen überwieſen ſind, finden in bundesräthlichen Kreiſen 
ſehr beifällige Aufnahme. Man zweifelt nicht, daß das jetzt in ſo 
reichem Umfange vorliegende Material ſchon in der nächſten Reichs⸗ 
tagsſeſſion eine Verwerthung für die Geſetzgebung finden wird. Wie 
man hört, ſollen die auf die Arbeiterfrage bez. Vorlagen in nächſter Zeit 
in Angriff genommen werden. — Die Angelegenheit wegen Beſchickung der 
Pariſer Weltausſtellung wird demnächſt innerhalb der preuß. Regierung 
zum Abſchluß gebracht werden. Das zuſtehende Miniſterial⸗Reſſort 
dürfte ſich nach Abſchluß der von ihm eingeleiteten ſehr umfangreichen 
Erhebungen für die Beſchickung ausſprechen und iſt die Stimmung in 
den übrigen Bundesſtaaten, wie verlautet, der Beſchickung gleichfalls 
günſtig. Es würde ſich alſo dann möglicherweife für die Auswerfung 
von Mitteln noch in dem Etat für das erſte Quartal des nächſten 
Jahres handeln. Da man indeſſen Seitens der Reichsregierung eifrig 
dahin ſtrebt, die jetzigen Etatvorlagen nicht zu erweitern, um den Etat 
ſobald als thunlich feſtzuſtellen, ſo iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß dle 
Poſition für die Pariſer Ausſtellung erſt in dem Etat für das Jahr 
vom 1. April 1877 bis 31. März 1878 Aufnahme findet. — Es be⸗ 
ftätigt ſich, daß der dem Bundesrathe vorliegende Entwurf, durch 
welchen die Geſetzgebung für Elſaß⸗Lothringen künftighin der Zuſtim⸗ 
mung des Reichstages nicht mehr bedürfen, ſondern nur durch den 
Bundesrath nach Anhörung des Landesausſchuſſes erlaſſen wer⸗ 
den ſoll, in dieſer Seſſion nicht mehr an den Reichstag ge⸗ 
langen wird. Es war für dieſen Entſchluß nicht nur der Umſtand 
maßgebend, daß ein ſo wichtiger Gegenſtand in der ohnehin ſchon über⸗ 
laſteten kurzen Seſſion nicht mehr zur Ausführung gelangen kann, 
ſondern auch die Erwägung, daß über die Verläſſigkeit der Bevölkerung 
in den Reichslanden für eine Erweiterung der Autonomie noch weitere 
Erfahrungen gemacht werden müßten. — Im preußiſchen Juſtizmi⸗ 
niſterium haben in der letzten Zeit Berathungen unter dem Vorſitz 
des Miniſterialdirectors Wentzel ſtattgefunden, welche ſich mit der Auf⸗ 
ſtellung von Grundſätzen für einheitliche Normen der Gerichtskoſten 
im ganzen Reiche, wie ſie der Bundesrath zu erlaſſen beſchloſſen hat, 
beſchäftigt haben. In demſelben Miniſterium werden die Arbeiten mit 
allen Kräften gefördert, welche ſich auf Einführung der Juſtizgeſetze 
nach deren vorausſichtlicher Annahme beziehen. Solche Einführungs⸗ 
geſetze werden augenblicklich in allen Bundesſtaaten vorbereitet, und 
ſchließlich noch durch die einzelnen Landtage feſtgeſtellt zu werden. 

[Die preußiſchen Anträge zu den Juſtizgeſetzen.] Wie 
bereits telegraphiſch gemeldet, bringt der „Staatsanz.“ folgende berich⸗ 
tigende Erklärung: 

In der geſtrigen Abendausgabe der „National⸗Ztg.“ findet ſich die aus 
der „Poſener Zeitung“ entnommene Mittheilung, „daß in der am 31. v. M. 
ſtattfindenden Plenar⸗Sitzung des Bundesraths von Preußen nicht weniger 
als achtzig Amendements zu den Beſchlüſſen der Reichs⸗Juſtiz⸗ 
Com miſſion eingebracht würden, von welchen nur 6 die Civil⸗Proceß⸗ 
ordnung, 20 das Gerichts⸗Verfaſſungsgeſetz und 54 die Strafproceßordnung 


dee 8 1 987 
enn während der letzten Wochen in einem Theile der periodiſchen Preſſe 
chaffen, daß die preußiſche Regierung, insbeſondere aber der preußiſche 


An die Redaction der Rational Heilung. 
Dem unterzeichneten Chef⸗Redacteur der „National⸗Zeitung“ iſt auf von 
ihm erhobene Anfrage von der Direction der Berlin⸗ Dresdener Bahn, 
Namens derſelben durch deren Directionsmitglied Herrn Schneider 
die officielle Erklärung des Weiteren dahin gegeben worden, daß 
weder der „National⸗ Zeitung“, noch deren Verleger, noch 
einem der Redacteure oder Mitarbeiter derſelben jemals 
irgend eine Zuwendung irgend einer Art von Seiten der 
„Berlin⸗Dresdener Bahn“ gemacht worden iſt und daß die 
Direction dieſer Bahn bereit iſt, dieſe Thatſachen eidlich und 
urkundlich zu bekräftigen. 
Berlin, Den % dene BE 1 
e er „National⸗ Zeitung.“ 
F. Dernburg, Chef⸗Redacteur. 99 

Elbing, 2. Nov. [Die Frageſtellung beim Schwurge⸗ 
gericht.] Wie weſtpreußiſche Blätter melden, hat in der biefigen 
Schwurgerichts⸗Sitzung vom 23. v. M. der merkwürdige Fall ſich er⸗ 
eignet, daß die Geſchworenen einen Angeklagten „nichtſchuldig“ ſprechen 
wollten und ihn „ſchuldig“ ſprachen. Es lag dies an der Wort⸗ 
ſtellung der Frage, welche lautete: „Iſt der Angeklagte nicht ohne 
fein Verſchulden in die Schlägerei verwickelt worden?“ Dieſe Frage 
bejahten die Geſchworenen, weil ſie glaubten, daß er „ſchuldig“ ſei, 
wenn ſie antworteten: „Nein, er iſt nicht ohne ſein Verſchulden in 
die Schlägerei verwickelt worden.“ Als die Geſchworenen den Irrthum 
aufklären wollten, war es zu ſpät, und es blieb nur dem Vertheidiger 
noch übrig, den Antrag zu flellen, den Angeklagten, der zu einem 
Monat Gefängniß verurtheilt wurde, einſtweilen auf freien Fuß zu 
ſetzen, damit Seitens der Geſchworenen ein Gnadengeſuch bei dem 
Kaiser eingereicht werden könne. Dieſem Antrage gemäß beſchloß denn 
auch der Gerichtshof. 

Strelitz, 2. Nov. [Verwendung der Kriegs⸗Entſchädi⸗ 
gung.] Aus Mecklenburg, der letzten deutſchen Colonie des mitel- 
alterlichen Junkerthums, kommt die intereſſante Nachricht, es liege in 
der Abſicht des Großherzogs von Mecklenburg⸗Strelitz, der meiſtens 
außer Landes, und zwar mit Vorliebe in der Umgegend des Exkönigs 
Georg verweile, den Ständen keine Rechenſchaft über die Verwendung 
der franzöfifchen Kriegs⸗Entſchädigung zu geben. 

München, 2. Nov. [Prinz Otto.] Der „Nat.⸗Ztg.“ ſchreibt 
man von hier: Daß Prinz Otto, der einzige Bruder unſeres Königs, 
ſchon ſeit einigen Jahren leider dem Irrſinn verfallen iſt, iſt im 
Publikum längſt bekannt; zum erſten Male aber erhalten wir jetzt eine 


officiöſe Beſtätigung dieſer jo traurigen Nachricht, indem die „Allge⸗ 


meine Zeitung“ aus der Feder eines am königlichen Hofe angeſtellten 
geiſtlichen Herrn die Mittheilung erhielt, daß der Arzt, welcher den 
Prinzen bisher behandelte, auf Anſuchen der Functionen enthoben, 
„und zur ärztlichen Behandlung des Prinzen Otto die Doctoren Pauli 
und Salbrig im Wechſel beigezogen wurden.“ — Dieſe beiden Doc⸗ 
toren find eben Aerzte der Kreis⸗-Irrenanſtalt dahier. Die be⸗ 
klagenswerthe Krankheit des Prinzen ſoll, ſo wird vielfach verſichert, 
zudem leider ſchon ſo weit gediehen ſein, daß kaum noch Hoffnung 
auf Wiedergeneſung gehegt werden dauf. Prinz Otto aber wäre, inſo⸗ 
lange der König nicht vermählt iſt und einen Sohn hat, der einzige 
directe Erbe des bairiſchen Thrones! 


Karlsruhe, 2. Nov. [Der Großherzog] hielt vorgeſtern an die 
Mitglieder der Generalſynode, die nach dem Schluſſe ihrer Arbeiten 
zur großherzoglichen Tafel gezogen wurden, eine bedeutungsvolle An⸗ 
ſprache, welche zugleich auf das fortdauernde Regierungs⸗Programm 
Bezug nimmt. Nach der „Karlsr. Ztg.“ lautet dieſelbe: 

„Ich freue mich, Sie in dieſen Räumen herzlich willkommen zu heißen, 
Sie, die zum erſten Male, und Sie, die wiederholt an den Arbeiten der 
Synode Theil genommen haben; ich freue mich um ſo mehr, Sie bei mir 
begrüßen zu können, als der — des Friedens und der Eintracht in ſo 
bervorragender Weite über Ihren Arbeiten gewaltet hat. Ich hege die Zu⸗ 
verſicht, daß die wichtigen Beſchlüſſe, welche durch jo bereitwilliges — — 
kommen aller Theile zu Stande gekommen ſind, die ſegensreichſten Wirkun⸗ 
gen für die Intereſſen unſerer Landeskirche haben werden. Die Entwicklung 


ki ſyſtematiſch darauf hingearbeitet wurde, der Anſicht Geltung zu ver: 


N. 55 Eigenſchaft qualificire ihn unfehlbar für einen Botſchafterpoſten. 
1 iermit ſchließt die erſte Berathung des Reichshaushalts⸗Etats. 
er Antrag Richter, einzelne Theile des Etats der Budgetcommiſſion 


uſtizminiſter, durch Paſſivität und Lauheit bemüht ſei, dem Zuſtandekommen 
der großen Juſtizj⸗Reformgeſetze Hinderniſſe zu bereiten, ſo konnte die Be⸗ 
richtigung von Behauptungen, welche aller und jeder thatſächlichen Begrün⸗ 


unſerer Kirchenverfaſſung wird in ſolchem Geiſte ſicher und ſtetig vorwärts 
ſchreiten und immer tiefere e ee des Volkes ſchlagen. Be⸗ 
fürchten Sie nicht, daß ich mich auf die Einzelheiten der von Ihnen beratbe- 


zu überweiſen, wird angenommen. dung entbehrten, für erforderlich nicht erachtet werden. Wer nur einiger⸗ iſt f \ 
0 Die Tagesordnung iſt hiermit erledigt. f y iii j ; nen Gegenſtände einlaſſen werde, das iſt nicht mein Beruf. Meinen Beruf 
Der Praf lden hegen daß die Zufammenſtellun der Bundesraths⸗ | Naben nüt den Verhaktniſſen befannt wor konnn daruber cht Zweifel 1 erkenne 10 darin, der Schützer unſerer Landeskirche zu ſein, über den Parteien 


ſein, daß es ſich um eine auf Preſſion 1 1 9 Erfindung handele. 
gegen mag eine Berichtigung der obigen Mittheilung, nachdem dieſelbe in 
ein ſo bedeutendes Blatt übergegangen iſt, angezeigt erſcheinen, weil ſie in 
Folge beſtimmter ſpecialiſirter Zahlenangaben wenigſtens einen Schein der 
Wahrheit erregen kann. Die Berichtigung liegt in der einfachen Behaup⸗ 
tung, daß Preußen mehrere Tage vor dem 31. v. Mts. den verbündeten 
Regierungen nur drei Anträge für die Bundesraths⸗Sitzung mitgetheilt hat, 
von denen der erſte das Gerichts⸗Verfaſſungsgeſetz, der zweite, lediglich eine 
Conſequenz des erſteren, die Civil⸗Proceßordnung und der dritte die Straf⸗ 
Proceßordnung betrifft. . 

[Erklärung.] Die „National⸗Zeitung“ bringt folgende Erklä⸗ 
rung: Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ übernimmt eine Er⸗ 
neuerung der im Frühjahr dieſes Jahres von anderer Seite gegen die 
„National⸗Zeitung“ gerichteten und alsbald von uns zurückgewieſenen 
Verläumdungen, indem ſie ſich zu dieſem Zweck zu der hleſigen 
„Staatsbürger⸗Zeitung“ geſellt, und in deren Worten redet. Der po⸗ 
litiſche Zweck, der mit der ſoſtematiſch betriebenen Verbreitung dieſer 
Verläumdungen verknüpft tt, tritt klar hervor. Wir ſehen uns des⸗ 
halb veranlaßt, die nachfolgende Erklärung, welche uns von der 
„Direction der Berlin⸗Dresdener Eiſenbahn“ zugegangen 


iſt, zu veröffentlichen: 
Berlin W., am 10. October 1876, 
Matthaikirch⸗Straße Nr. 13. 

Dem mündlich geäußerten Wunſch Ihres Redacteurs 
e entſprechend, treten wir hiermit der im Namen 
der „National⸗Zeitung“ von dem Verlage derſelben abge⸗ 
gebenen, in Nr. 52 der Abend⸗Ausgabe dieſes Blattes vom 
1. Februar d. J. abgedruckten Erklärung, welche lautet: 

Die Dinstags⸗Nummer der „Kreuz⸗Zeitung“ enthält einen Artikel, der 
mit den Worten ſchließt: 

„Ueberdies ſind der „National⸗Zeitung“ für Empfehlung von 
8 Tauſende von Thalern zugefloſſen. Ich nenne hier die 
Berlin⸗Dresdener Bahn, wofür die „National⸗Zeitung“ nach Mit⸗ 
theilung von Zeugen, welche ich für glaubhaft halten muß, mehrere 

auſend Thaler, es wurden mir 6000 Thaler genannt, erhielt.“ 

Wir erklaren dieſe Behauptungen Wort für Wort für durchaus 

und in jeder Beziehung erfunden und aus der Luft gegriffen. 


ſtehend in gerechter Würdigung der verſchiedenen Standpunkte die Kirchen⸗ 

verfaſſung treu zu bewahren und ihr die Möglichkeit eines gedeihlichen Aus⸗ 

baues zu ſichern. Ich möchte ae meine beſondere Befriedigung 
ch 


beſchlüſſe zu den Beſchlüſſen der Juſtizcommiſſion nach der heutigen Gr: 
AHlarung des Juſtizminiſters binnen Kurzem zu erwarten ſei und daß wahr⸗ 
ſcheinlich die zweite Berathung der Suffiggeiehe am nächſten Dinstage be: 
onnen werden könne. ' 
0 * Schluß 3% Ein Nächſte Sitzung Montag 12 Uhr. i 
2 Gertrag mit Luxemburg; Unterſuchung von Seeunfällen; zweite Be⸗ 
Rkrathung des Etats.) 
102 Berlin, 3. Nobbr. Ke Se. Majeſtät der Pop hat den 
Liandrath Dr. juris v. Shliedmann zu Querfurt zum Ober⸗Regierungs⸗ 
Rath und Regierungs⸗Abtheilungs⸗Dirigenten; ſowie den Staatsanwalt 
Tomasezewski zu Tilſit zum Regierungs⸗Rath ernannt. \ 
15 Dem Herrn J. L. Wolff in Hamburg iſt Namens des Deutchen Reiches 
das Exequatur als S der Republik Uruguay ertheilt worden. 
188 Der Aypellationsgerichts⸗Rath Aſſig in Halberſtadt iſt geſtorben. Der 
GSrrichts⸗Aſſeſſor Mommſen ift zum ier an bei dem Landge⸗ 
icht in Bonn ernannt. Der Ober⸗Amtsrichter 0 N in Carlshafem iſt an 
das Amtsgericht in Hanau perſetzt. Der Gerichts⸗Aſſeſſor Tietze iſt zum 
Ki 855 Kreisrichter bei dem Kreisgericht in Bromberg, mit der Function als Ge⸗ 


darüber aussprechen, daß Sie ſe gefaßt haben, die darauf gerichtet 
ſind, unſere Landeskirche auch durch äußere Einrichtungen mit der großen 
deutſchen evangeliſchen Kirche in engere Verbindung zu bringen. Indem Sie 
dadurch der wichtigen Aufgabe nachgekommen find, für die deutſche Einigung 
auf dem Gebiete unſerer evangeliſchen Kirche zu wirken, haben Sie eine 
werthvolle Vürgſchaft dafür geſchaffen, daß die Kirche unſeres Landes — 5 
und mehr als ein kräftiges Glied der großen evangeliſchen Kirche Deutf 
lands ſich erweiſen wird. Und wenn ich von dieſen Aufgaben deutſcher Ei⸗ 
nigung spreche, jo werden Sie es natürlich finden, daß ich auch der ent⸗ 
ſprechenben, mit jenen ſo innig zuſammenhängenden Aufgaben auf dem 
aer ebiete gedenke. Ich bin um 55 mehr dazu veranlaßt, als in 
dieſer Bezſehung von verſchiedenen Seiten Zweifel erhoben wurden, die auch 
auf den. Gang unſerer inneren Angelegenheiten ftörend einwirken en. 
Ich darf Sie derſichern, meine Herren, daß keine Aenderung eintreten wird 
in der Richtung, die wir ſeit langen Jahren eingehalten haben; ich derſichere 
bier um 10 lieber, als ich weiß, daß keine Sehnſucht beitand, eine andere 
Richtung zu verfolgen, weder in den Angelegenheiten unjeres Landes, noch 
im denen, die ſich auj das Reich beziehen. Es iſt faſt ein Vierteljahrhundert 
daß ich am Steuer hehe, und ich darf annehmen, daß man mich binläng⸗ 
lich kennt, um zu willen, daß es meinen Neigungen nicht entſpricht, von 
der eingehaltenen Bahn abzulenken und das Schiff in Klippen und Stürme 
zu führen; daß im Gegentheil ich es für meine Aufgabe erachte, es vor Ge⸗ 
fahren zu hüten und dem ſichern Hafen zuzuführen. Um dieſes Ziel zu er⸗ 
reichen, müſſen wir von der Ueberzeugung durchdrungen fein, daß die Geſetz⸗ 
gebung unſeres Landes feſt gegründet iſt, und daß auf den Grundlagen, 
auf welchen ſie beruht, weiter gearbeitet werden muß. Vertrauen Sie feſt 
darauf, meine Herren, daß die Männer, welche berufen find an dieſen Ar: 
beiten Theil zu nehmen, dieſelben mit jener Pflichttreue, mit jener Liebe 
durchzuführen beſtrebt ſein werden, die allein ſe ensreiche Früchte erzielen 
können. Und mit derſelben . und derſelben Liebe wollen wir in 
Gemeinſchaft mit Ihnen danach trachten, die Angelegenheiten unſerer evan⸗ 
geliſchen Kirche auf der Grundlage der Verfaſſung zu fordern. Möge es 
uns gelingen, dieſes ſchöne Ziel zu erreichen und die politiſche und religiöſe 
Eintracht des Landes zu erhalten. Von dieſem Wunſche getragen, meine 
Herren, erhebe ich das Glas und trinke auf das Wohl der Mitglieder der 
Generalſynode, auf das Wohl derer, welche zu vertreten Sie berufen waren. 


kraichts⸗Commiſſar in Crone a. B., und der Gerichts⸗Aſſeſſor Meurers zum 
Friedensrichter bei dem Friedensgericht in Zell ernannt. 
A Berlin, 3. Nov. [Se. Majeſtät der Kaifer und König] 
nahmen im Laufe des heutigen Vormittags die Vorträge des Polizei⸗ 
Präſidenten von Madai, des Chefs der Admiralität, General der In: 
flanterie von Stoſch, und des Ober⸗Schloßhauptmanns und Intendan⸗ 
ten der Königlichen Gärten, Grafen von Keller, entgegen. Nach⸗ 
mittags 3 uhr hielt der Miniſter des Königlichen Hauſes, Freiherr 
v. Schleinitz, Vortrag, Reichsanz.) 
S Berlin, 3. Noobr. [Die Debatte über die Juſtizge⸗ 
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ſchlägen und den Amendirungen der Commiſſion für die zweite Leſung 
1 daͤnzukündigen. Es iſt anzunehmen, daß an dieſe Erklärung vom Tiſche 
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Sire f 

Wien, 3. Nov. [In der heutigen Sitzung des Ausſchuſ⸗ 
ſes für die Steuerreform] machte der Finanzminiſter die Mit: 
theilung, er ſei von dem Kaiſer zu der Erklärung ermächtigt, daß be⸗ 
züglich des Privatvermögens des Kaiſers und der Mitglieder des 
kaiſerlichen Hauſes keine Steuerbefreiung in Anſpruch genommen werde. 

Wien, 3. Nov. [Tſchernajeff.] Die „Deutſche Ztg.“ läßt ſich 
aus Paracin telegraphiren: „Dem General Tſchernajeff wurde das 
Recht des Avancements abgenommen; ebenſo ſind ſeine beſonderen 
Einrichtungen um Deligrad mißbilligt worden. In Folge deſſen und 
der Differenzen mit dem Kriegsminiſter Nikolic hat Tſchernajeff ſeine 
Demiffion eingereicht, welche ſehr wahrſcheinlich angenommen wird. 
General Novoſeloff und Oberſt Horvatovic ſollen beſtimmt fein, das 
Commando der Morava⸗Timok⸗Armee zu übernehmen.“ Eine ander: 
weitige Beſtätigung dieſer Nachricht liegt nicht vor. 


Frankreich. 

aris, 31. October, Abends. [Parlamentariſches und 
Mintſterielles.] Die Miniſter haben fi heute bei Dufaure ver⸗ 
ſammelt, um über die in der Kammer einzunehmende Haltung Be⸗ 
ſchluß zu fallen. Decazes wird am Freitag definitiv eine Erklärung 
über die auswärtige Politik abgeben, deren Inhalt er heute den Collegen 
unterbreitet hat. Dufaure hatte am Morgen eine Unterredung mit 
Gambetta, Leblond und Lisbonne in Betreff des Gatineau ſchen Antrags, 


aber man ſcheint ſich noch nicht verſtändigt zu haben, denn am Don⸗ R 


nerstag ſoll eine neue Unterredung ſtattfinden. In den politiſchen 
Kreiſen verſichert man, daß der Due Decazes nicht lange mehr im 
auswärtigen Amte bleiben werde. — Die Linke des Senats hat be⸗ 
ſchloſſen, die Wahl der lebenslänglichen Senatoren für den 15. November 
zu beantragen. 

[Henry Giffardl beabſichtigt für die Ausſtellung von 1878 einen 
Luftballon zu conſtruiren, bei dem alle bis jetzt von der Aeroſtatik ge⸗ 
machten Erfahrungen verwerthet werden ſollen. Die Hülle dieſes 
Ballons wird aus einer reihen weis wechſelnden Leinwand: und Kaut⸗ 
ſchuk⸗Schicht beſtehen und gegen die rauhe Witterung durch mehrere 
Firniß⸗Lagen, gegen den Einfluß der Sonnenſtrahlen durch einen weißen 
Anſtrich geſchützt werden. Dieſer Koloß von 20,000 Metern Ausdeh⸗ 
nung, 50 Metern Höhe (d. h. 5 M. höher als der Triumphbogen) und 
4000 Kilo Gewicht, bildet eine große Kugel, deren Durchmeſſer 34 
Meter beträgt. Unten befinden ſich 2 große Ventile, von denen das 
erſte von den Luftſchiffern in der Gondel geöffnet werden kann und 
das andere ſich von ſelbſt öffnet, um das Gas, ſobald es ſich ausdehnt, 
entweichen zu laſſen. Die Gondel bildet eine runde Gallerie von 15 
Metern Umfang; ſie hängt über einem großen kugelförmigen Becken. 
Der Zugang zu dieſer Gallerie wird durch bewegliche Stege vermittelt, 
wie ſie in den Häfen beim Einſteigen in die Dampfſchiffe angewandt 
wird. Der Ballon trägt beim jedesmaligen Aufſteigen 40—50 Per⸗ 
ſonen. 8 Taue, die ihrerſeits an eiſernen, eingemauerten Ringen be⸗ 
feſtigt ſind, halten den Koloß, der inmitten reizender Gartenanlagen 
die höchſte Kuppel aller Ausſtellungs⸗ Gebäude des Champ de Mars 
bilden wird. 

O Paris, 2. Novbr. [Der dritte Brief des Erzbiſchofs 
Guibert an Dufaure. — Die Feier des Allerheiligentages. 
— Dufaure und der Gatineau'ſche Antrag. — Von der 
italieniſchen Oper.] Der dritte Brief des Pariſer Erzbiſchofs 
Guibert an den Juſtizminiſter Dufaure wird von den Blättern lebhaft 
commentirt. Unleugbar hat ſich der Prälat diesmal einer Mäßigun 
befliſſen, die von den franzöſiſchen Kirchenfürſten nicht immer beob⸗ 
achtet wird; er greift auch nicht mehr, wie in den beiden früheren 
Briefen, die Beſchlüſſe der Landesvertretung an, ſondern hält ſich ge⸗ 
wiſſermaßen in der Defenſive, indem er die Kirche gegen den Vorwurf 
vertheidigt, daß ſie ſich unbefugter Weiſe in die Angelegenheiten der 
bürgerlichen Geſellſchaft einmiſche. Gleichwohl klingen dieſe offenen 
Sendſchreiben eines Biſchofs an den Cultus miniſter ſeltſam genug. 
Der Cardinal⸗Erzbiſchof, bemerkt die „République“ mit Fug, macht 
da von einem Rechte Gebrauch, das man längit abgeſchafft glaubte. 
Entweder ſpricht und handelt er in ſeinem Briefe an Herrn Dufaure 
als Bürger, und in dieſem Falle kann man ſich fragen, warum er es 
nicht macht wie die anderen Bürger, welche ſich in ihren Inter⸗ 
eſſen beſchädigt glauben und welche ganz einfach eine Peti⸗ 
tion an eine der beiden Kammern richten; oder aber er handelt 
als Beamter, und dann muß man ſich fragen, wie es ſtatthaft iſt, daß 
ein Beamter, einen ſo hohen Rang er auch einnehmen mag, in dieſer 
Weiſe zu der Landesregierung zu ſprechen wagt. Man brauchte nicht 
weit in die Vergangenheit zurückzugreifen, um auf Regierungen zu 
ſtoßen, die ein ſolches Verfahren nicht geduldet hätten. Was übrigens 
die Argumente des erzbiſchöflichen Schreibens angeht, ſo iſt darüber 
nicht viel zu discutiren. Der Prälat giebt ſich den Anſchein als ob 
er noch auf dem Boden des Concordats ſtünde; aber er würde ge⸗ 
waltig über Tyrannei und Despotismus jammern, wenn die Regierung 
die Concordatsvorſchriften in ihrer ganzen Strenge zur Ausführung 

ringen wollte. In ihrer Anwendung iſt, wie Jeder weiß, eine Tole⸗ 
ranz eingetreten, welche die Kirche in der verwegenſten Weiſe ausbeutet. 
Wenn die Biſchöfe ſich ohne Bewilligung der Regierung in Conferenzen 
und Sonoden verſammeln, iſt das etwa kein Uebergriff? Wenn ſie 
die Acten des römiſchen Hofes, wie die Encyelica Quanta cura und 
den Syllabus veröffentlichen, iſt das kein Uebergriff? Wenn ſie die 
Einrichtung maſſenhafter religiöſer Genoſſenſchaften und Orden, welche 
nicht ſtaatlich anerkannt find, begünſtigen, iſt das kein Uebergriff? Wenn 
h durch ihre Gegenwart und ihren Segen die Prozeſſionen und Pilger- 
Konten unterftügen, bei welchen mehr die politiſche Leidenſchaft als die 
Artiremigkeit ihre Rechnung findet, iſt das kein Uebergriff? Und ſo mit allen 
finden u des Concordats. Mankönntefieder Reihe nach durchgehen und würde 
ei > der Clerus fie zu umgehen gewußt bat, wenn er fie nicht 
45 ewöhnl — Am geſtrigen Allerheiligentage wurden die Kirchhöfe 
de Kirche von einer ungeheuren Menſchenmenge beſucht. Auf 
m Wat ofe Pere Lachaiſe namentlich herrſchte großes Gedränge. 
Das 7 5 5 kalt, aber trocken. Im Laufe des Nachmittags wurde 
Fräulein Deleseluze, die Schweſter des letzten Kriegs⸗Delegirten der 
Commune, * dem Kirchhofe Cayenne beendigt. Die Verſtorbene 
hatte keine Verwandten mehr, aber ein gewaltiger Leichenzug 
(von nahe an 3000 Perſonen) folgte dem Sarge, voran Gam⸗ 
betta, Peyrat, Edm. Adam, Ordinakre, Clemenceau und andere 
Deputirte und Senat ee Der Zug begab ſich nicht in die Kirche. 
Am Grabe hielt Quentin, ein Freund Delescluze's, eine kurze Anſprache; 
er begnügte ſich, den Brief vorzuleſen, in welchem Delescluze, ehe er 
auf die Barricade ging, von ſeiner Schweſter Abſchied nahm. — Die 
Vorſtände der drei republikaniſchen Gruppen unterhandeln noch mit 
faure über den Antrag Gatineau. Man hat ſich noch nicht ver⸗ 
kündigt. In der letzten Unterredung mit den drei Präſidenten der 
inken erklärte Dufaure, daß er im Prineip die Einſtellung der Pro: 
geile annehme, daß es ihm aber ſehr ſchwer ſcheine, auf geſetzlichem 


ege die Ausnahmen feſtzuſtellen. Einen beſtimmt formulirten Gegen: |? 


ur. * * 1 4) 


ihre Winterſalſon mit Verdi's ‚Soma del Deſtino“, einem Werke, das 


bisher hier nicht zur Aufführung gelangt war, eröffnet. Der Erfolg 
war nicht beſonders groß; das finſtere Sujet des Stückes und die nicht 
leicht verſtändliche Handlung mißfielen dem Publikum. Am meiſten 
ſprachen an das Duett des erſten Actes, ein großer Theil des zweiten 
Actes, endlich das Herausforderungs-Duett. Das Finale des 3. Actes 
iſt ſtark abgekürzt und eine Buffoſcene im letzten Act geſtrichen worden. 
Die Vorſtellung durch die Herren Arambrao, Reszke, Pandolſini und 
Fräulein Borghi⸗Mamo war eine gute, wenn auch keine glänzende. 

Paris, 1. Nov. [Du faure über den Gatineauſchen An⸗ 
trag.] Die Antwort, welche der Minifter-Präfident Dufaure den drei 
Präſidenten der Linken betreffs des Antrages Gatineau ertheilte, lautet 
in ihren Hauptpunkten: 


Er fer im Prinzip für die Einſtellung der Verfolgungen und ſei auch] Sch 


W dafür, daß man nach fünf 55 dem Theile der Bevölkerung, 
welcher als Opfer einer bedauernswerthen Uebereilung an den Creigniffen von 
1871 ſich betheiligte, den en I zurückgebe; dagegen hält er es für ſchwierig, 
ja beinahe unmöglich, dieſen Zweck auf dem Wege der Geſetzgebung zu er⸗ 
reichen; der Antrag Gatineau's ordne die Einſtellung der Verfolgungen für 
alle Thatsachen der Commune an und mache nur eine Ausnahme für die 
Verbrechen des Mordes, der Brandſtiftung und des Diebſtahls; er, Dufaure, 
nde, daß dieſe Ausnahmen zu beſchränkt feien; es werde aber ſehr ſchwierig 
ein, die Ausnahmen durch ein Geſetz r Die zu große Zahl der 
usnahmen würde die Schwierigkeit der Aufſtellung des Textes noch ver⸗ 
mehren. Um alle e zu vermeiden, habe die Regierung 
ihre Zuflucht zu dem Briefe des Präſidenken der Republik genommen, welcher 
betreffs der Einſtellung der Verfolgungen im Amtsblatt erſchienen ſei; die 
egierung ſei darüber lebhaft angegriffen worden; aber wenn die Stunde 
ekommen, werde er vor den Kammern beweiſen, daß ſie das gehalten, was 
ie verſprochen. Dufaure fügte hinzu, er glaube, daß der Antrag Gatineau 
kein Act des Mißtrauens gegen die jetzige Regierung ſei, ſondern daß man 
ſich gegen das Auftreten 1 Regierungen ſicherſtellen wolle. Es werde 
aber ſehr ſchwierig ſein, ſolche Bürgſchaften zu erlangen. Gegen die Einſetzung 
der gewöhnlichen Gerichtsbarkeit an die Stelle der Kriegsgerichte für die in 
contumaciam Verurtheilten ſprach ſich Dufaure im Princip aus; er be 
fürchtet zugleich, daß dieſelbe als ein Act der Verdächtigung gegen die Armee 
betrachtet werden würde. Er iſt auch der Anſicht, daß, falls man die ge⸗ 
wöhnlichen Gerichte mit den Proceſſen der in contumaciam Vexurtheilten 
betraue, dieſe 4—5 Jahre dazu gebrauchten, da die Zahl dieſer Fälle über 
3000 betrüge und dieſe jährlich ungeachtet ihrer Tüchtigkeit nur 800 er⸗ 
ledigten. Buſausz würde daher vorziehen, daß die Verfolgung gegen die 
in contumaciam Verurtheilten ganz eingeſtellt würde; die Formel dafür zu 
finden, hält er aber für äußerſt ſchwierig. Schließlich bemerkte Dufaure, 
daß er nur ſeine perſönlichen Ideen ausgedrückt, daß er den Miniſterrath 
befragen und den Delegirten die Anſicht deſſelben mittheilen werde. 
[Ueber die ſchon erwähnte Angelegenheit des Bisthums 
St. Etienne] ſchreibt man der „K. Z.“: Bin ich recht berichtet, fo 
erwartet man, daß die Curie nachgeben werde. Als Jules Simon 
Cultusminiſter war, kam ein ganz ähnlicher Fall vor. Herr Thiers 
nahm denſelben in die Hand und erklärte dem heiligen Stuhl mit 
großer Höflichkeit, er werde keines der alten Rechte, welche Frankreichs 
Regierung in Angelegenheiten der kirchlichen Verwaltungs⸗Controle 
von den Königen überkommen habe, ſich entwinden laſſen. Rom gab 
nach: es hat eben zu viele Gründe, ſich nicht mit Frankreich zu über⸗ 
werfen. Es ſcheint überhaupt, daß man im Vatican dem Gedanken 
näher getreten iſt, ſich mit der Republik zu vertragen und dieſe für ſich 
nutzbar zu machen. Bekanntlich wurde im Jahre 1801, als Napoleon 
das Concordat mit dem heiligen Stuhle abſchloß, demſelben eine Reihe 
von ſogenannten „organiſchen Artikeln“ angehängt, Geſetze, welche 
die Anwendung des Concordats auf die franzoſiſchen Dibceſen ve: 
geln, und Concordat nebſt organiſchen Artikeln wurde zuſammen als 
Staatsgeſetz angenommen und verkündigt. Dieſe organiſchen Artikel 
find nun den Ultramontanen ſtets ein Dorn im Auge geweſen; fie 
haben in den letzten Jahrzebnten nicht aufgehört, gegen dieſelben zu 
proteſtiren und ihnen die Rechtsgiltigkeit abzuſprechen, weil ſie ohne 
Zuthun des Papſtes zu Stande gekommen ſeien. Erzbiſchof Guibert 
erkennt nun in ſeinem letzten Schreiben an Dufaure dieſe organiſchen 
Artikel einfach an als einen Vertrag, der Frankreich und die Kirche binde. 
Das „Journal des Debats“ geht ſofort auf die hingeworfene Lockung 
ein, bedauert, daß man von beiden Seiten, von kirchlicher wie von 
republikaniſcher, ſich manchen Verſtoß habe zu Schulden kommen laſſen, 
und wünſcht, daß „Clericale und Radicale“ ſich die Worte des Biſchofs 
zu Herzen nehmen. Dieſes Blatt hat ſtets einer Verquickung 
des Liberalismus mit den gemäßigten Clericalen das Wort geredet. 
Der in Kirchenfragen freiere „Temps“ verhält ſich ablehnender; er 
macht vor Allem auf den unheilbaren Gegenſatz aufmerkſam, in wel⸗ 
chen der Ultramontanismus die Kirche zu den Grundſätzen des modernen 
Lebens getrieben habe. „Unſere Mitbürger“, ſagt er, „haben die 
größte Hochachtung vor der Religion, aber ſie wollen ſich nicht die 
ſämmtlichen Folgen des Syllabus aufdrängen laſſen.“ 

[Victor Hugo's „Lucrecia Borgia.“] In St. Etienne wurde 
eſtern „Lucrecia Borgja“ von Victor Hugo gegeben. Der ſehr clerical ge⸗ 
innte Präfect dieſer Stadt hatte aber das Stück ſehr beſchnitten und alle 

Stellen herausreißen laſſen, welche Bezug auf den Papit Alexander VI. 
hatten. Wie es heißt, hatte die Geiſtlichkeit dies verlangt, und der Praͤfect 
hatte ihr gewillfahrt, ohne bei dem Miniſter anzufragen. 

[Aus Algier.) „Bien Public“ will wiſſen, der General⸗Eouverneur 
von Algerien bereite außerordentliche Maßregeln vor, um das Syſtem der 
gemeinſchaftlichen Verantwortlichkeit auf die arabiſchen Stämme anzuwenden, 
Ban ar furchtbaren Waldbränden, der Geißel der Colonie, ein Damm ger 
etzt werde. > - 

— . —— 


- Provinzial-Beitung. 


Breslau, 4. Nov. Angekommen: Se. Durdl. Herzog v. Dino, Graf 
v. Talleyrand⸗Perigord aus Schloß Günthersdorf. Ihre Durchl. Prinzeſſin 
v. Schönaich⸗Carolath aus Schloß Sabor. rdbl.) 

[In Bezug aufdie Reiſe des Kaiſers nach Schleſien] 
wird uns unterm 3. Nov. aus Sagan gemeldet: Nach einer dem 
Herrn Bürgermeiſter Würfel heut vom Königl. Hofmarſchallamt zu: 
gegangenen Nachricht trifft Se. Majeſtät der Kaiſer erſt am 
15. d. Mts. in Sagan ein. 

[Dementi.] Die „Kreuzzeitung“ meldet: Wie die „Weſer⸗Ztg.“, 
melden auch andere Blätter, daß Se. Maj. der Kaiſer und König 
das Entlaſſungs⸗Geſuch des Grafen v. Arnim⸗Bohtzenburg als 
Oberpräſidenten der Provinz Schleſien anzunehmen verweigert habe. 
Dieſe Nachricht iſt indeß wohl als voreilig anzuſehen, inſofern ihr 
mehr eine wahrſcheinliche Conjectur, als eine bereits vorhandene That⸗ 
ſache zu Grunde liegt. 


X. Neumarkt, 3. Nov. D Nach einer jetzt veröffent⸗ 
lichten Polizeiverordnung ii es nur 7 Gaſtwirthſchaften hier geſtattet, nach 

Uhr Abends ihre Locale Gäſten noch geöffnet zu halten, alle anderen 
ca verfallen in . bis zu 60 Mark, wenn fie Gäfte nach 
den Polizeiſtunden noch in ihren Localitäten dulden, edent. tritt eine Ge: 
fängnißbaft bis zu 14 Tagen ein. Gäſte, welche über die Polizeiſtunde in 
den Wirthslocalen verbleiben, müſſen eine Geldſtrafe bis zu 15 M. zahlen. 
Dieſes Geſetz tritt zum 5. d. Mts. in Kraft. 


t. Brieg, 2. Nopbr. [General⸗Lehrer⸗Conferenz.] Die Daun 
rige General⸗Conferenz der. evangeliſchen Lehrer des Schulinſpectionsbezirks 
Brieg wurde geſtern unter dem Vorſitze des Kreisſchulen⸗Inſpectors, 3 
intendent Werkenthin abgehalten. Nach Geſang und Gebet gab der Vor 
6 0 zunächſt eine ſtatiſtiſche Ueberſicht über die Schulverhältniſſe des 

A im a Pede ahre. In 43 Schulen unterrichteten 64 Lehrer, 


antrag hat Dufaure nicht geſtellt und die Vorſtände der Linken ver⸗ [Z Hilfslehrer, 4 Lehrermnen und 2 Schul⸗Aſpiranten. Die Hilislehreritellen 
benen fi) heute, um zu berathen, ob die Linke an dem Gatineau⸗ 4 Siken von 20 dance 105 fach cen. 40 nen, Benannte 


ſchen Vorſchlage einfach feſthalten foll. — Die italieniſche Oper hat 


43 Schulen von 4985 evan 0 0 195 N 5 
5229 Schülern. Ein Todeßa iſt in den Kreiſen der Reviſoren und Lehrer 


r 


[nicht vorgekommen; 


doch waren mehrfache Veränderungen mitzutheilen. Nach 
gungen und Entgegennahme der Mit⸗ 


Verleſung einiger Regierungs- Ve 


theilungen über die Maßnahmen zur Anfertigung einer guten Kreiskarte 


erhielt das Wort Lehrer Schmidt aus Taſchenberg zu ſeinem Vortrage über 
das von der Regierung geſtellte Thema: „Auf welche Weiſe dürfte es möglich 
werden, die Kinder des herumziehenden Geſindes weiter Ei entwickeln, als 
dies bisher geſchehen iſt? Nach Darlegung der der geiſtigen Entwickelung 
hinderlichen Urſachen gab der Vortragende die ihm zur Hebung geeignet 
erſcheinenden Mittel in klarer, überſichtlicher Weiſe an; Einfübrun von 
Kleinkinder⸗ und Fortbildungsſchulen heben wir als die wichtigſten derſelben 
heraus. Einem von Superintendent Zürn geſtellten Antrage, die Verſamm⸗ 
lung wolle erklären, daß das Freizügigkeits⸗Geſetz die Hauptſchuld an dem 
maßloſen Herumziehen, an der Ruheloſigkeit des Volkes überhaupt trage, 
wurde von Lehrer Diskowsky entgegneh, daß es nicht Sache der Verſamm⸗ 
lung ſei, ſich gegen beſtehende weiſe Geſetze zu erklären, daß aber auch die 
Behauptung, das Freizügigkeits⸗Geſetz trage die ihm allein zur Laſt gelegte 
uld, gar nicht richtig, der Uebelſtand vielmehr ein ſehr alter ſei, wie eine 
Regierungs⸗Verfügung vom Jahre 1832 beweiſe, welche als wirkſames 
Gegenmittel vor der Aufnahme in den Confirmanden⸗Unterricht eine im 
Beiſein des Lehrers vorzunehmende Prüfung des Schülers anordnet; das 
dürfte auch beut helfen, wenn es nicht unterlaſſen würde. Als ein nach⸗ 
ahmenswerthes Beiſpiel wurde den Landgemeinden die Kleinkinder⸗Schule 
in Loſſen, die einzige im 1117 hingeſtellt; eine Einrichtung ſolcher Pflege⸗ 
ſtätten ſcheitert aber gewöhnlich am Koſtenpunkte. — Es folgte ein zweiter 
hoͤchſt intereſſanter Vortrag des Conrector Blümel: „Ueber Erziehung, 
beſonders berückſichtigend das Verhältniß von Schule und Haus.“ Derſelbe 
wird in den nächſten Nummern der „Brieger Zeitung“ wenig gekürzt zum 
Abdruck gebracht werden, um eben eine Einwirkung auf das Haus zu ber 
ſuchen. Nachdem Rector Kurts noch einige den Kreis⸗Peſtalozzi⸗Verein 
betreffende Worte an die Anweſenden gerichtet hatte, wurde die Conferenz 
vom Vorſitzenden mit Gebet geſchloſſen. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 3. Nov. Deputirtenkammer. Der Miniſter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten verlas in der heutigen Sitzung folgende auf 
die orientaliſchen Angelegenheiten bezügliche Erklärung: 

Unſere Politik in den auswärtigen Fragen war uns vporgeſchrieben durch 
das bone und zwingende Intereſſe, welches ſich überall im Lande in ecla⸗ 
tanter Weiſe kundgiebt. Der Friede ift unſer erſtes und unſer weſentlichſtes 
Bedürfniß. Wir ſind unabänderlich dieſer Ueberzeugung treu geblieben. 
Der Friede erlaubt Frankreich, ſich der inneren Umgeſtaltung zu widmen 
und die erlittenen Unglücksfälle auszubeſſern. Der Friede iſt alſo der über⸗ 
legte und freie Entſchluß der franz 110 Nation. Wir können conſtatiren, 
daß unſer Land, während ein Theil Europas einer Beunruhigung unter⸗ 
liegt, deren Wirkungen ſich überall fühlbar machen, die Abſicht ausgeſprochen 
hat, ausſchließlich zu den fruchtbaren Kämpfen der Induſtrie und des Han⸗ 
dels einen Aufruf ergehen zu laſſen. Von der Anſicht ausgehend, daß die 
Ruhe, welche are enießen will, ſich auf ganz Europa ausdehnen 
müßte, haben wir die Beſtrebungen und Combinationen unterſtützt, welche 
bezwecken, den Frieden wiederherzuſtellen, wo er beeinträchtigt wurde, und 
ihn zu beſchützen, wo er bedroht erſchien. Keinerlei Ungewißheit hat ent⸗ 
ſtehen können über die Aufrichtigkeit unſerer friedlichen Gefühle und über 
unſeren Entſchluß, den Conflicten fern zu bleiben, welche wir hätten befürchten 
müſſen, wenn wir weniger Vertrauen in die Weisheit der Regierungen geſetzt 
hätten; wir würden jedoch Ihren Abſichten vollſtändig zuwider gehandelt 
haben, wenn wir nicht jede Gelegenheit ergriffen hätten, um für dasjenige 
einzutreten, was die gerechte Sache der Chriſten im Orient iſt. Der abge⸗ 
ſchloſſene Waffenſtillſtand iſt die erſte Etappe auf dem Wege der Beruhi⸗ 
gung, der erſte Erfolg der Politik der Verſöhnung. Sobald die Umſtände 
es geſtatten, wird Ihnen die bezügliche diplomatiſche Correſpondenz von der 
Regierung vorgelegt werden. Sie werden in derſelben einen Beweis dafür 
finden, daß die Regierung der Republik eine geachtete Stellung im euro⸗ 
päiihen Concerte eingenommen und ſtets eine Sprache geführt bat, die der 
Würde und dem Intereſſe des Landes entſpricht und doch der Regierung 
die volle Freiheit ihrer Entſchließungen für die Zukunft bewahrt. Wenn 
gleichwohl unferer Erwartung zuwider Verwicklungen entſtehen follten, fo 
können Sie doch überzeugt ſein, daß wir niemals aus der Neutralität heraus⸗ 
treten werden, die uns vorgezeichnet iſt, und daß wir niemals das Verlangen 
an Sie ſtellen werden, in einem Kampfe, bei welchem unſere weſentlichen 

ntereſſen nicht in Frage kommen, die Ehre und Sicherheit Frankreichs auf 8 

piel zu ſetzen. Nachdem wir ſolcher Geſtalt und nach dem Maße unſerer 
mit denen der übrigen Regierungen vereinigten Anſtrengungen Alles gethan 
haben, um den europäiſchen Frieden zu erhalten, dürfen wir wenigſtens 
en fein, daß wir im Stande fein werden, denſelben für uns Gelb zu 
ewahren. ' 

Verſailles, 3. Nov., Abends. Kammer. Dufaure ſprach ſich 
formell gegen den Antrag der Linken auf Einſtellung der gerichtlichen 
Verfolgung gegen die am Communeaufſtand Betheiligten aus. Die 
Linke brachte einen Vermittlungsantrag ein, wonach einen Monat nach 
dem Erlaß des Geſetzes die Verjährung eintreten ſoll. Ueber dieſen 
. wird noch zwiſchen der Linken und dem Miniſterium ver⸗ 

andelt. 

Brüſſel, 3. Nov. Der „Nord“ meldet nachträglich über die dem 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes vorausgegangenen Verhandlungen, daß 
Oeſterreich, Frankreich und Italien bei der Pforte das Zugeſtändniß 
eines ſechswöchentlichen Waffenſtillſtandes befürwortet hätten. England 
habe ſich auf die Erklärung beſchränkt, daß es gegen einen ſolchen 
Waffenſtillſtand keine Einwendung zu erheben habe. — Ueber das 
ruſſiſche Ultimatum bemerkt der „Nord“ in Uebereinſtimmung mit 
früheren anderweitigen Nachrichten, daß daſſelbe durch die bedrängte 
Lage Serbiens veranlaßt worden ſei. 

Konſtantinopel, 3. Nov. Die Geſandten verſammelten ſich heute 
bei Elliot, um die Frage bezüglich der Demarcationslinie zu erörtern. 
Man hofft ein Einverſtändniß zu erzielen. 

Belgrad, 3. Nov. Fürſt Milan iſt vom Kriegsſchauplatze hier⸗ 
her zurückgekehrt. 

Kairo, 3. Nov. In dem geſtern dem Khedive überreichten Finanz⸗ 
project von Goͤſchen und Joubert wird vorgeſchlagen, die Daira aus 
der unificirten Schuld auszuſcheiden und die Moukabalah zur Amorti⸗ 
firung der auf kurze Friſt abgeſchloſſenen Anleihen mit der Maßgabe 
zu verwenden, daß die Amortifirung zu 80 pCt. des Nominalbetrages 
erfolgen ſoll. Ferner ſoll der Zinsfuß der Schatzanweiſungen auf 
10 pCt. herabgeſetzt und eine 5⸗proc. Anleihe von 15 Millionen 
Pfd. Sterl. ausgegeben werden, welche durch die Erträgniſſe der Eiſen⸗ 
bahnen garantirt iſt. Der hieraus ſich ergebende Betrag ſoll ver⸗ 
wendet werden, um die Anleihen von 1862, 1868 und 1873 zu 
amortiſiren. Nach deren Wegfall würde ſich die unificirte Staats⸗ 
ſchuld von 91 Millionen auf 59 Millionen ermäßigen. Dieſer Betrag 
von 59 Millionen ſoll für die Folgezeit und zwar bis zum Jahre 
1885 mit 6 pCt. verzinſt und mit 1 pCt. jährlich amortiſirt werden. 
Endlich wird die Ernennung von engliſchen und franzöſiſchen General⸗ 
controleuren vorgeſchlagen, welchen in voller Unabhängigkeit vom egyp⸗ 
tiſchen Finanzminiſter die Ernennung von Generalſteuereinnehmern im 
ganzen Lande einzuräumen wäre. Der Khedive hat das Project dem 
Miniſterrathe überwieſen. 


(Aus L. Hirſch' Telegraphen⸗Bureau.) 
Wien, 3. Nov. Einem vom Großvezier an die Botſchafter ge⸗ 
richteten Telegramme zufolge iſt der am 2. November, Abends, in 


Kraft getretene Waffenſtillſtand nur auf das Andringen und die frieds 


liche Verſicherung ſämmtlicher Mächte von der Pforte angenommen 
worden. 


Cettinje, 3. Noo. Montenegro hat geſtern die Feindſeligkeiten 


': eingeſtellt. 


Telegraphiſche Privat⸗Depeſchen der Breslauer Zeitung. 
Alexinatz, 31. Oct., Abends. Dieſen Abend beſetzten die Türken 
Alexinatz und alle Redouten, von welchen die Stadt umgeben war. 
Nachdem Hafiz Paſcha die große Redoute genommen und die Verbin⸗ 


ir 
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diung zwiſchen Deligrad und Alexinatz zerſchnitten hatte, räumten die]! Berlin, 3. Noper. Die Zweifei, die geftern gegen die Meldung von 
Serben die Stadt und alle Redouten, ſelbſt die auf der Straße nach 
8 hre Kanonen wurden nach Deligrad transportirt; Amed Ejub 


rückte perſöͤnlich in Alexinatz ein. 
Berliner Börse vom 3. November 1876. 
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ovbr. Bei der geſtrigen Wollauktion waren ſammiliche 


dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes entſtanden waren, konnten den neueren W 


ſomit der Borſe jeder Grund zu Verſtimmung genommen, zumal auch die 
auswärtigen Coursdepeſchen von allen Plätzen eine zuverſichtliche Stimmung 
und ſteigende Bewegung ſignaliſirten. Dies gab denn der hieſigen Vörſe 
ebenfalls einen recht feſten Charakter und nahm das Geſchäft vielfach einen 
animirten Entwickelungsgang. Beſonders lebhaft waren natürlich die Spe⸗ 
culationswerthe, und von dieſen vorzugsweiſe die international. Spielpapiere. 
Es boten auf dieſem Gebiete nicht nur Deckungskäufe allein die Veranlaſ⸗ 
jung zu den erhöhten Coursnotirungen, ſondern es trugen hierzu auch ſpecu⸗ 
ative Neukäufe das Ibrige bei. Zu erwähnen ift auch, daß in ruſſiſchen 
5 pCt. Anleihen ein ſehr bedeutender Verkehr ſtattfand. Die Nachfrage über⸗ 
ftieg bier in dem Maße das ag ne daß eine mehrprocentige Cours⸗ 
ſteigerung die Folge davon war. Oeſterreich. Staatsbahn und Ereditactien 
zogen ziemlich beträchtlich, ca. 8 M. im Courſe an. Auch Lombarden gingen 
mit einer Avance von 5 M. aus dem heutigen Verkehr hervor. Gegen 
Schluß der Börſe drückten Realiſationen etwas auf die Courſe. Für öfter. 
Nebenbahnen zeigte ſich eine ſehr feſte Haltung und faſt für ſämmtliche De⸗ 
viſen auch eine gute Kaufluſt, in deren Folge dielfache Courserhöhungen zu 
verzeichnen ſind. In dieſer Hinſicht zeichneten ſich beſonders Galizier aus. 
Auch waren Auſſig⸗Teplitz, Dur⸗Bodenbacher und Böhmiſche Weſtb. beliebt. 
Die localen Speculationseffecten zogen ſämmtlich in den Courſen an, ſo 
namentlich Disc.⸗Comm., Dortmunder Union ſehr feſt und beliebt. Dis⸗ 
conto⸗Commandit 114,10 ult. 114—13%4 —144—14, Dortmunder Union 
8,30, Laurahütte 70,90, ult. 70,25 —71, 2370,75 Auch die Ausländiſchen 
Staatsanleihen erhöhten ihre Notiz faſt durchgängig. Oeſterr. Renten, 
1860er Looſe und Italiener nicht unbelebt. Ruſſiſche Werthe an⸗ 
ziehend. 5 pCt. Anleiben wurden pro ult. Nov. zu 84% gehan⸗ 
delt. Auch Preußiſche Fonds profitirten von der Stimmung, na⸗ 
mentlich machte ſich in Conſols zu beſſerer Notiz und in Nentenbriefen | 
größerer Verkehr bemerkbar. Gfenbebupripriög ben ſehr feſt, bei ſtei⸗ 
genden Courſen auch etwas belebter. Dux⸗Bodenbacher höher. Die ſchwe⸗ 
ren Eiſenbahnactien erfuhren IR ſämmtlich Coursſteigerungen, die fih auch 
während des Geſchäftes ſelbſt noch erweiterten. Halberſtadter ſehr ber 
liebt und wie Potsdamer und Anhalter ſteigend. Breslau⸗Freiburger zeig⸗ 
ten ſich indeß ſchwach. Leichte Bahnactien ruhig. Halberſtädter St.⸗Priori⸗ 
täts⸗Anl. ſehr feſt und höher. Bankactien feſt, aber nur in ſehr mäßi em 
Verkehr, Preußiſcher Bodencredit anziehend, auch Centralbank für Industrie 


Nachrichten Meiner ute nicht ht aufcecht erhalten werden und es war 


Kopenhagen, 3. Nov. Die Nationalbank erhöht von morgen ab den 
echſel auf 6—67½ pCt., den Lombardzinsfuß auf 6 pCt. 


Berlin, 3. Nopbr. [Productendericht.] Die officielle Nachricht vom 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes hat natürlich eine flaue Stimmung an un⸗ 
Roggen hat indeſſen nur wenig im 
Werthe nachgegeben und die Haltung erlangte ſchließlich auch wieder Feſtig⸗ 
mlich willig aufgenommen werden, iſt 

Effectivgeſchaͤft ſehr ſtill, Angebot ſchwach, 
tehl etwas niedriger. 
ealiſationsverkäufe gedrückt. Emp 
Hafer loco bei überwiegende 


hervorrufen müſſen. 


keit. Daß die Kündigun 
ohne Einfluß auf die H 
feine Qualitäten ſind begehrt. Rog 
und beſonders nahe Lieferung durch 
für die Kündigungen giebt es wenig. loc 
ebot billiger verkauft. Termine flau und niedriger. Rüböl ſehr feſt und 
eſſer bezahlt. Nahe Lieferung ſtieg mehr als entfernte Sichten. Petroleum 
höher gehalten. Käufer mußten ſich fügen. 


Spiritus ſchwankend. Nach⸗ 
reichliches Angebot die 1 


1 reife berabgedrückt haue, erholten 
äter wieder in Folge ſtärker hervortretender Kaufluſt. 
ich Qualitat gefordert, 
ber 20572 — N 
ember 94 — —2 a 2 
vember⸗December 205% —2034 —2 1 ade 
Centner. Kündigungspreis 204 Mark. — Roggen loco 149 bis 
pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. 149—155 Mark ab Kahn 
bez., neuer ruſſiſcher 159 bis 168 Mark bez., inländ. 183188 M 
M. ab Bahn bez., per Frühjahr 159—160 M. bez., 
per October⸗November 154 —153½ —155 Mark bez., per Nov.⸗December 154 
anuar 155—154½ —156 M. bez., 
Gekündigt 49,000 Ctr. Kün⸗ 


defecter neuer ruſſ. — 


M. bez., per December⸗ 
per Januar⸗Februar 157—157 f 
digungspreis 154 Mark. — Mais loco — Mark per 100 Kilo bez., neuer 
132—137 M. bez. alter 141—146 M. nach Qualität be 
141142 M. ab Bahn bez. per Nodember⸗December — 
Gerſte loco 135 bis 175 
130 bis 180 M. 
eußiſcher 147 —168 M. bez., 
7-169 M. bez. ſchleſiſcher 155—167 M. bez., 
iſcher 140 bis 155 M. bi 
153 bis 155 M. ab Bahn bez., per 
Mark bez., per October⸗November 154 Mark bez., per N 
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bez., per April: 
Mark nach Qualitat gefordert. 
Kilo nach Qualitat gefordert, 
ruſſiſcher 136—157 M. b 


Mai — M. bez. 
— Hafer loco 
eſt⸗ und weſtpr 
pommerſcher 16 
M. bez., galiz 
rübiahr 156%—156 
evember⸗December 


beſſer. Meininger zogen bei lebhaftem Geſchaft etwas an, Antwerpener 151 


Centralbant zu höherem Courſe begehrt, Sächſiſche Bank und Leipziger 
Credit in guter Frage. Induſtriepapiere ſehr ruhig, Centralſtraße höher, 
Saline Salzungen belebt und Chemnitzer Bauverein rege, Große Pferde⸗ 
bahn beſſer, Viehhof ebenfalls etwas geſtiegen, Hofmann Waggonfabrik bei 
ſteigender Notiz begehrt. Für Norddeutſchen Eiſenbahnbetrieb fehlte es an 
Abgebern. Braunſchweiger Kohlen und Centrum höher. Bochumer Berg⸗ 
werk König Wilhelm matter. Geld war wiederum etwas flüſſiger und ſtellte 
ſich die Discontrate auf 3% Brief und 3% Geld. 

Um 2% Uhr: Ruhig. Credit 244, Lombarden 132,50, Franzoſen 437,50, 
Reichsbank 152, Disconto⸗Commandit 113,50, Dortmunder Union 8,30, 
Laurahütte 70,50, Köln⸗Mindener 101,75, Rheiniſche 111,75, Bergiſche 78,75, 
Rumänen 14,75, Türken 10. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
8 = ag Telegr.⸗Bureau.) 
an a. M., 3. Novbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. (S 
courſe.] Londoner Wechſel 20220 een Beh 9527.0 | 


7 Mark bez., December⸗Januar — Mark bez. 
Kündigungspreis 154 M. — Erbſen: Kochwaare 166—200 
hl per 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sad 
N O und 1: 26,50— 25,00 M. bez. — Roggenmehl 
pro 100 Kilo Br. 5 incl. ei Nr. en he 10h Silo bei Nr. 0 
e3., — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 
und 1: incl. Sack per April. Mai 22,30—40 M b 
2222,15 M. bez., per November⸗December 22—22,15 M. bez., per Decem⸗ 
ber⸗Januar 22,15—22 Mark bez., per Jan.⸗Februar 22,25—33 M. bez., 
per Februar⸗März 22,25—33 M. bez., per März⸗April 22 
Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — M. 
M. bez. — Rüböl pro 100 Kilo loco ohne Faß 71,5 Mark bez., 
per October⸗November 71,5—7 M. bez., 
ob Mark bez., per December⸗Januar —. 
Spiritus loco „ohne 9 51,8 77 bez., Pe leichten Gebinden — M. 
„ „ohne Faß“ — 
Mai⸗Juni 55—54,5—8 M. 
52,4 —51,7—52,3 M. bez., per November⸗Decbr. 52,4—51,7—52 


Gekündigt 1000 Ctr. 


159 bis 105 Mk. — Wei 
Nr. 0: 28,50.— 26,50 M., 


und 1: 23,25— 22,00 M. 
ez. per October⸗Nov. 


Deljaaten. Raps — M. bez., 


per April⸗Mai 73,3—6 Mark be 
per November⸗December 72—7 


a u u ee ah, 


bez., per April⸗Mai 


ab Speicher — M 
bez., per October⸗Nov. 


31-6 M. bez. per 


Wechſel 164,70. Böhmiſche Weſtbahn 143%. Eliſabethbahn 116. Galizier December⸗Januar 52,6—51,9— 52,4 Mark bezahlt. Gekündigt 10,000 Liter. 


172. Franzoſen!) 219%. Lombarven*) 67%: Nordweſtbahn . Silber⸗ 
rente 55. Papierrente 51%. Ruſſiſche Bodencredit 82. Ruſſen 1872 
85%. Amerikaner 1885 99%. 1860er Looſe 98%. 1864er Looſe 247, 20. 
Creditactien“) 121%. Oeſterreichiſche Nationalbant 683,00. Darmſt. Bank 
102. Berliner Bankverein 84. Frankf. Wechslerbank 79. Oeſterr.⸗ 
deutſche Bank 91. Meininger Bank 71%. Heſſiſche Ludwigsbahn 98. 
Oberheſſen 73. Ungariſche Staatslooſe 139, 50. do. Schatzanweiſungen 
alte 809%. do. Schatzanweiſungen neue 79%. do. Oſtbahn⸗Obligati II. 
55 C. Central⸗Pacific 98%. Reichsbank 152%. 

Lebhaſt, ſehr feſt. Courſe durchweg höher. 

Nach Schluß der Börſe: Grevitactien 120%, Franzoſen 218%, Gali⸗ 
zier —. 

ae Aachnitgsgs, IS laß - Gpngrfel. Hamb 

amburg, 3. Jiobbr., mi . uß⸗Courſe. a rger 
St.⸗Pr.⸗Actien 115, Silberrente 8835 Creditactien 120%, 1860er Looſe 
97%, Franzoſen 546, Lombarden 167, Ital. Rente 71%, Vereinsbank 117%, 
Laurahütte 70, Commerzbank 94, Norddeutſche 125%, Anglo⸗deuſſche 43%, 
Internationale Bank 82%, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Minden. St. A. 
102%, Rhein⸗Eiſenbahn do. 111%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 78%, Disconto 
3% pCt. — Schluß ſchwächer. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 37 Br., 20, 31 Gd., London kur 
20, 44 Br., 20, 35 Gd., Amſterdam 168, 20 Br., 167, 60 Gd. Wien 163, 90 
Br., 161, 00 Gd., Paris 80, 85 Br., 80, 45 Gd., Petersburger Wechſel 
254, 00 Br., 252, 00 Gd. 

Hamburg, 3. Nov., Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, 
auf Termine flau. Roggen loco feſt auf Termine flau. Weizen 
85 Nov.⸗Dec. pr. 1000 Kilo 201 Br., 200 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo 214% 

r., 213½ Gd., Roggen pr. Nov.⸗Dec. pr. 1000 Kilo 151 Br., 150 Gb., 
pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo 161 Br., 160 Gd. Hafer ruhig. Gerſte feſt. 
Rüböl behauptet, loco 73, pr. Mai pr. 200 Pfund 73%. Spiritus ruhiger, 
pr. Nopbr. 43, pr. Decbr.⸗Januar 43, pr. April⸗Mai 43%, pr. Mai⸗Juni, pr. 
100 Liter 100% 43½. Kaffee feſt, Umſatz 2000 Sack. Petroleum feſter, 
Standard white loco 19, 40 Br., 19, 25 Gd., pr. Novbr. 19, 25 Gd., pr. 
November⸗December 19, 50 Gd. Wetter: Regen. 

Liverpool, 3. Novbr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſaz 20,000 Ballen. Stramm, Ankünfte ebenfalls. 
Tagesimport 3000 Ballen, davon 2000 B. amerilaniſche. 8 

Liverpool, 3. Nobbr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 25,000 Ballen, davon für Speculation und Export 6000 Ballen. 
Stramm. Ankünfte feſt zu geſtrigen höchſten Preiſen. 

Middl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4½, middl. 
Er Dhollerah 4/4, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 3%, fair 
engal 4, good fair Broach —, new fair Somra 4%, good fair Oomra 
4%, fair Madras 4%, fair Pernam 6%, fair Smyrna 5% , fair Egyptian 6½. 

Baumwollenwochenbericht. Schwimmend nach Großbritannien 234, 
Ballen, davon amerikaniſche 138,000 B. 

Mancheſter, 3. Nophr., Nachmittags. 12r Water Armitage 7%, 12r 
Water Taylor 8, 20r Water Micholls I%, 30r Water Gidlow 10%, 30r 
Water Clayton 11%, 40r Mule Mayoll 10%, 40r Medio Wilkinſon 11%, 
36r Warpcops Qualität Rowland 10, 40r Double Weſton 1174, 60r Double 
Weſton 15%, Printers 1, % 8% pfd. 99. Preiſe weichend. f 

Petersburg, 3. Nobbr., Nachm.“ Uhr. [Schluß ⸗Courſe.] Wechſel 
London 3 Monate 30%, do. Hamburg 3 Monate 259%, do. Amſterdam 3 
Mt. 153%, do. Paris 3 Mt. 318, 1864er Prämien⸗Auleibe Gef) 191, 
1866er Prämien⸗Anl. Gödir 188, - Imperials 6, 45. Große ruſſiſche 
Eiſenbahn 168. Ruſſ. odencredit⸗Pfand riefe 10114, Privatdisc. 9. 

Petersburg, 3. Novbr. Nachm. 5 Uhr. [ . za 
loco 50,50. eizen loco 11,00. Roggen loco 6,75. Hafer loco 4,75. Han 
loco —. Leinſaat (9 Bud) loco 13,00. —. Wetter: Froſt. 

Antwerpen, 3. Nov., Nachmittags 4 Uhr 30 Mi. Oasen Meng der 
(Schluß bericht.) Weizen matt. Roggen unverändert. Hafer ſtetig. Gerſte 


ruhig. 

Antwerpen, 3. Nobbr., Nachmittags. [Petroleummarkt.] GSchluß⸗ 
bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 49%, bez. 50 Br., pr. Nov. 497 bez. 
50 Br., pr. Dechr. 50 bez., 50% Br., pr. Jan. 50% Br., per Januar Ma 
49 bez., 49½ Br. Steigend. : 

Bremen, Nobbr., Nachmittags. [Petrole um.] (Schluß bericht. 
Standard white loco 20, 15, pr. December 20, 50, pr. Januar 20, 57, 
pr. Februar —. Sehr feſtt. 8 


Wien, 3. Novbr. [Wochenausweis der ge ſammten Lombardi⸗ 
ſchen Eiſenbahn] vom 21. bis zum 27. October 1,639,598 Fl. gegen 
1,621,568 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗ 
N me 18,030 Fl. a { 

ien, 3. Novbr. [Die Einnahme des italieniſchen 1 100 in 
der Woche vom 21. bis zum 27. Oct. betrug 920,328 Fl., die Mehreinnahme 
deſſelben 19,406 Fl., die Geſammt⸗Mehreinnahme des italieniſchen Netzes ſeit 
1. Juli d. J. 551,934 Fl., die Geſammt⸗Mindereinnahme des öſterreichiſchen 
Netzes ſeit J. Januar d. J. 163,532 Fl. 


Ergänzung.] Zu dem Submiſſionsberichte in Nr. 511 der „Breslauer 
Zeitung wird uns mitgetheilt, daß außer den Genannten auch Iſidor Wit⸗ 
kowski in Breslau ein eee machte, und zwar frei Oderber 
10,000 Stück & 3,55 M. und 10,000 Stück a 3,59 M., drei Breslau 10, 
Stück à 4,17 M. und 10,000 Stück & 4,21 M. g 


Kündigungspreis 52,2 Mark. 


Görlitz, 2. November. [Getreidemarktbericht von Mar Steinitz. 
Wetter: regneriſch. Temperatur: kalt. Außer in feinem Roggen zeigte ſich 
das Angebot in allen Weizenſorten Seitens unſerer Dominien lebhafter. 
auch geſtaltete ſich die Marktzufuhr größer. Das kleinere Contingent aus⸗ 
wärtiger Käufer nahm durch die noch hohen, für Roggen ſogar noch erhöh⸗ 
ten Forderungen abwartende Stellung ein und ſo läßt ſich eigentlich nur 
von mäßigen Umſätzen berichten. Gerſte in guter 
ken Abſatz, während abfallende Qualitäten ſehr vernachläſſigt blieben. 
Hafer wird reichlicher offerirt und dürfte der jetzige Preisſtand ſich kaum 

weiter behaupten. Hülſenfrüchte bleiben ganz geſchäftslos. Mais behauptet. 
Rapskuchen, Futterkleien ohne Umſatz. 
Bezahlt wurde per 170 Pfd. B 


Brauwaare fand ſchlan⸗ 


rutto: Weißweizen 6% —65—6 

ispel von 2000 Pfd. Netto 80% —78 7 —75 72 Ente ee 
66% 6% —6 Thlr. bez. = per Wispel 764754 —73% Thlr. Ro 
neuer, 57 555 % Thlr. bez. per Wispel 6 
Thlr., ungariſcher und gali 
63½ —61%4—60% Thlr., ru 
4½ —4 , —4 Thlr. bez. = per Wspl. 58 
100 Pfd. Netto 27 —2½ Thlr. = per 
per 180 Pfd. Brutto 6 Thlr. Brief — per Wspl. 66% Thlr. — Wicken 
6 Thlr. Brief = per Wspl. 66% Thlr. Lupinen, per 180 Pfd., I. 3% Thlr., 
II. 3% Thlr. bez. und Br. — per Wispel 40% —35 
Qualität 74 Sgr. bez. = per Wispel 49% Thlr. 
1½ Thlr. Gd. — Weizenkleie pr. Ctr. 1½ Thlr. bez. — Rapskuchen 78. 
Sgr. bez. u. Gd. 


* Breslau, 4. Nov., 9% Uhr Vorm. Der Geſchäftsverlehr am beu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßigen Zufuhren und 


per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 17,20 
7,10—18,60 bis 20,40 Mart, feinſte Sorte 


Roggen bei ſtärkerem Angebot matter, per 100 Kilogr. neuer 16,80 bis 
14,40 bis 14,70 Mark, 
ter Haltung, per 100 Kilogr. neuer 13,90 bis 15,00 
Kilogr. 11,50 — 12,50 — 13,70 Mark. 
00 Kilogr. 16,00 —17,00 bis 18,50 Mark. 


100 Kilogr. 16,00 —17,50—18,50 Mark. 
per 100 Kilogr. gelbe 9,00 — 10,80 Mark, 


—664—6574.— 
iſcher 5% —5% —5% 
ſiſcher ohne Handel. Gerſte per 150 Pfd. Brutto 
—54 Thlr. Hafer pr. 
—51% Thlr. Erbſen 


Thlr. Mais, beſter 
oggen⸗Kleie per Ctr. 


unveränderten Preiſen. 
Weizen in ruhiger Haltung, 
20—21,60 Mark, gelber 1 


15158 


7 
unverändert, per 50 Kilogr. 7 
matter, per 50 Kilogr. 9—9,50 Ma 
Kleeſamen in ruhiger Haltung, rother unverändert, per 50 Ki 
55—64—70—75 Mart, — weißer matter, per 50 Kilogr. 56—69—78 
Mark, hochfeiner über Notiz. 
othee matter, per 50 Kilogr. 24—30—33 Mark. 
Aenderung, per 100 Kilogr. Weizen fein alt 33 bis 
30—31 Mark, Roggen fein 28—2 
ark, Roggen⸗Futtermehl 10,00—11,00 Mark, Weizenkleie 7,75 


30 bis 7,50 Mark. 
rk. 


34 Mark, neu Mark, Hausbacken 


en auf der königl. Univerfitäts- 

e zu Breslau. 

1 Nachm. 2 U. 
+ 6°1 


Meteorologifche 


Luftwärmmee 
Luftdruck bei OOo. 


nſtſättigung 
Wind 


Wetter 
— — ͤ—Uœũ— k ĩ7V‚VE—————vr;rC — — 
Breslau, J. Nov. [Wafferſtand.] O.⸗P. 4 M. 96 Em. U.B. — M. — Em. 
nn —“mꝛð—ͤ,ĩ 


Steppdecken, Steppröcke 
auber u. ſchnell 
S d 

Vorderhaus 4 Treppen. 


antwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Grat, Bent u. Comp, U. Friedrich 


bed. Schnee, Reg. 


Visitenkarten, 


100 Stück für 15 Sgr. bis 20 Sgr. werden f 


N. Raschkow jr. 


